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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Im Berichtsjahr kam es zu funf Mutationen im Parlament. Fir den in den Bundesrat
gewahlten Stédnderat Alain Berset (sp, FR) wurde Christian Levrat (sp, FR) gewahlt (siehe
hier). Dessen Nationalratssitz erbte Ursula Schneider Schittel (sp, FR). Zwei Rate
verstarben 2012 im Amt: Otto Ineichen (fdp, LU) und Peter Malama (fdp, BS). Ihre Sitze
Ubernahmen Peter Schilliger (fdp, LU) und Daniel Stolz (fdp, BS). Schliesslich musste
Bruno Zuppiger (svp, ZH) aufgrund einer Erbschaftsaffare zurticktreten. Fir ihn rutschte
Gregor Rutz (svp, ZH) nach.

Weil die SPK-SR im Gegensatz zu ihrer Schwesterkommission gegen Folge geben war,
kam die parlamentarische Initiative Rickli (svp, ZH) zur Vorprifung in die grosse
Kammer. Das Anliegen fordert die Abschaffung der Uberbriickungshilfe fiir
Parlamentarierinnen und Parlamentarier. Diese kdnnen zum Beispiel in Folge einer
Abwahl und im Falle von Berufslosigkeit nicht nur Arbeitslosenunterstitzung, sondern
auch wahrend maximal zwei Jahren eine Uberbriickungshilfe von rund CHF 2'300 pro
Monat anfordern. Dies sei - so die Initiantin - stossend, weil man in einem
Milizparlament einen Job habe und sich daher auch beim RAV melden kénne, weshalb
es keine Uberbriickungshilfe brauche, auf die man auch in Anbetracht der immer
hoheren Entschadigungen flr Parlamentarierinnen und Parlamentarier gut verzichten
kénne. Natalie Rickli rechnete vor, dass zwischen der Einflhrung der Massnahme im
Jahr 2003 und dem Jahr 2015 rund CHF 820'000 an Steuergeldern fur die
Uberbriickungshilfe ausbezahlt worden seien. Aktuell seien CHF 94'000 (2016) bzw. CHF
70'000 (2017) aufgewendet worden.

Angelo Barrile (sp, ZH) Ubernahm die Vertretung der Minderheitenposition und
argumentierte, dass es sich hier nicht um einen Bonus handle, sondern um eine echte
Nothilfe und lediglich als eine Alternative oder eine Erganzung zum Arbeitslosengeld zu
verstehen sei. Es sei zu bedenken, dass immer mehr Parlamentarierinnen und
Parlamentarier neben ihrem politischen Mandat keinen Hauptberuf mehr ausibten,
angestellt seien, Familie hatten und kein Verwaltungsratsmandat beanspruchten, aus
dem sie «einfach so mal schnell mehrere Hunderttausend Franken jahrlich beziehen»
kénnten. Fur diese sei die Uberbriickungshilfe nachgerade notwendig. Matthias Jauslin
(fdp, AG) versuchte als Sprecher der Kommissionsmehrheit das Argument beliebt zu
machen, dass die Arbeitslosenhilfe in der Tat genlige und man nicht eine zusatzliche,
den Steuerzahler belastende Nothilfe in Anspruch nehmen misse. Man solle doch mit
der Annahme der Initiative auch gegentber dem Standerat ein Zeichen setzen. Dies tat
der Nationalrat in der Folge auch und gab dem Vorstoss Rickli mit 115 zu 66 Stimmen bei
2 Enthaltungen Folge. ?

Parlamentsorganisation

Weil die Mehrheit der SPK-NR die parlamentarische Initiative der Griinen Fraktion, die
eine Verdffentlichung von Tages-Zugangsbewilligungen verlangt, abgelehnt hatte,
musste sich die grosse Kammer in der Frihjahrssession dem Thema annehmen. Zwar
werde Uber die Personen Buch geflihrt, die von den Parlamentsmitgliedern eine
eintagige Zugangsbewilligung erhalten - so die Ausfihrungen des Fraktionssprechers
Balthasar Glattli (gp, ZH) - aber diese Buchflhrung werde eben nicht &ffentlich
gemacht. Dadurch kénnten kluge Lobbyistinnen und Lobbyisten ,unter dem Radar der
Transparenzanforderungen®, wie sie aktuell diskutiert wirden, durchschlipfen. Die
Sprecherin (Roberta Pantani, lega, TI) bzw. der Sprecher (Matthias Jauslin, fdp, AG) der
Mehrheit der SPK-NR verwiesen in ihren AusfUhrungen auf die parlamentarische
Initiative Berberat (sp, NE), mit der bereits mehr Transparenz bei der Lobbyarbeit
angestrebt werde. Die von den Grinen geforderte Idee sei sehr schwierig umzusetzen,
da fur jede Besucherin und jeden Besucher abgeklart werden musste, ob er lediglich
Gast oder tatséachlich Lobbyistin oder Lobbyist sei. Mit der von der Pa.lv. Berberat
angestrebten Akkreditierung sei das Problem besser in den Griff zu kriegen. Die
Ratsmehrheit von 112 Stimmen, die 53 Gegenstimmen bei 2 Enthaltungen
gegenuberstand, folgte dieser Argumentation und versenkte den Vorstoss der Grinen
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Fraktion.*®

Die von Hans Grunder (bdp, BE) selber als .Zwillingsinitiativen" bezeichneten
parlamentarischen Initiativen wurden in der Sommersession im Nationalrat gemeinsam
behandelt. Mit einer Amtszeitbeschrankung (Pa.lv. 15.492) und einer Verlangerung der
Amtsperiode (Pa.lv. 15.491) wollte der Berner BDP-Abgeordnete zur Rettung des
Milizsystems beitragen. Wenn Parlamentarierinnen und Parlamentarier wissten, dass
sie nur fur eine bestimmte Zeit im Amt seien, wirden sie den Bezug zu ihrem Beruf, den
sie nach dem Mandat wieder ausfiihren mussten, nicht verlieren. Die Verlangerung des
Mandats wiirde zudem dem permanenten Wahlkampf Einhalt gebieten.

In der Ratsdebatte wurde dem Anliegen durchaus Sympathie entgegengebracht. In der
Tat sei eine Entwicklung hin zu einem Berufsparlament zu beobachten und es sei immer
schwieriger, Amt, Beruf und Wahlkampf unter einen Hut zu bringen. Mit den
Forderungen kénne aber das Milizsystem nicht gestarkt werden. Sie wirden vielmehr
die Rechte von Wahlerinnen und Wahlern beschneiden: Mit Amtszeitbeschrankung
wirde die Auswahl verkleinert und die Amtszeitverldangerung wirde dazu fihren, dass
gesellschaftliche Meinungsumschwiinge nicht mehr so rasch via Wahlen im Parlament
abgebildet werden konnten. Die Schwachung des Milizsystems und der permanente
Wahlkampf sei vielmehr hausgemacht - so etwa Kommissionssprecher Jauslin (fdp, AG).
Die Arbeitsbelastung steige vor allem auch deshalb, weil immer mehr Vorstésse
eingereicht wirden. Zudem kénne man die wachsende Medienarbeit auch selber
beeinflussen, wenn man nicht zu jedem Thema vor die Kamera trete.

Mit 59 zu 128 Stimmen (keine Enthaltung) wurde der Idee zur Verlédngerung der
Amtsperiode etwas mehr Sympathie zuteil als der Forderung flr eine
Amtszeitbeschréankung, der mit 31 zu 144 Stimmen (bei 12 Enthaltungen) ebenfalls keine
Folge gegeben wurde. Die Unterstltzung kam beide Male von der SP und der BDP. Eine
Verlangerung der Amtsperiode begrissten zusatzlich auch die Grinen. *

In der Wintersession stand die Sammelvorlage fur die sechs parlamentarischen
Initiativen zu verschiedenen Anderungen des Parlamentsrechts im Nationalrat auf dem
Sessionsprogramm. Die verschiedenen Vorstésse und eine Reihe von weiteren Anliegen
der beiden SPK verlangten Anderungen im  Parlamentsgesetz, in der
Parlamentsverwaltungsverordnung und im Geschaftsreglement des Nationalrats.
Hauptsachlich ging es um drei bedeutende Aspekte, namlich die Erweiterung der
Offenlegungspflichten der Ratsmitglieder (Block 1), die Ermoglichung einer
Veroffentlichung von Kommissionsunterlagen (Block 2) und die Regelung der
Zuganglichkeit von Kommissionsprotokollen flr alle Ratsmitglieder und deren
persénliche Mitarbeiter (Block 3).

Eintreten war umstritten. Barbara Steinemann (svp, ZH) gab zu Protokoll, dass die SVP
keinen generellen Handlungsbedarf sehe. Zudem sei das Problem einer Sammelvorlage,
dass man auch zu schlechten Punkten ja oder aber zu guten Punkten nein sagen musse.
Es wirden zahlreiche, nicht miteinander vereinbare Punkte vermischt, mit denen aber
weder die Effizienz gesteigert noch Kosten eingespart wirden, weshalb gar nicht auf
die Vorlage eingetreten werden solle. Auch die BDP-Fraktion hatte Nichteintreten
beschlossen. Bernhard Guhl (bdp, AG) flihrte aus, dass es sich hier um eine
Wohlstandvorlage handle. Kein einziger der verschiedenen Aspekte sei wirklich nétig flr
den Ratsbetrieb. Auch die BDP hatte es, wie die SVP, begrusst, wenn die einzeln Folge
gegebenen Vorstosse auch einzeln beraten worden waren. Keine der restlichen
Fraktionen war zwar vollumfénglich zufrieden mit der Sammelvorlage - Balthasar Glattli
(gp, ZH) sprach von einem Birchermuiesli -, man wolle aber die einzelnen Punkte in der
Detaildiskussion klaren. Mit Nichteintreten sei hingegen nichts gewonnen - so der
Tenor. Die grosse Kammer beschloss dann relativ knapp mit 94 zu 80 Stimmen bei 3
Enthaltungen, auf die Vorlagen einzutreten.

Im Block 1 wurde um die Offenlegungspflichten gestritten. Der Kommissionsvorschlag
sah vor, dass jedes Ratsmitglied bei Amtsantritt und auf Jahresbeginn Angaben zur
beruflichen Tatigkeit und - falls relevant - Angaben zum Arbeitgeber machen muss.
Nicht weniger als sechs Minderheitsantréage lagen vor, die ein Festhalten an der
bisherigen Regelung (lediglich Angabe beruflicher Tatigkeit; Minderheit Pfister), eine
Nennung der ehrenamtlichen Tétigkeiten (Minderheit Jauslin) und der Einkiinfte daraus
(Minderheit Wermuth), die Eintragung in ein offentliches Register (Minderheit
Wermuth) oder die Offenlegung wahrend Rats- (Minderheit Barrile) und
Kommissionsdebatten (Minderheit Glattli) forderten. Zu einem teilweise recht
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gehassigen Austausch gab zudem ein Antrag von Angelo Barrile (sp, ZH) Anlass, der
verlangt hatte, dass von Krankenkassen angestellte oder bezahlte Ratsmitglieder nicht in
Kommissionen sitzen durfen, die fur die Gesetzgebung im Bereich der
Krankenversicherung zustandig sind. Letztlich hatte mit Ausnahme des Antrags Pfister
keiner der verschiedenen Antrage eine Chance. Somit blieb bezlglich der
Offenlegungspflichten alles beim Alten.

Ein eigentliches Sammelsurium unterschiedlicher Anderungen umfasste Block 2.
Umstritten war hier insbesondere der Vorschlag der SPK, Kommissionsunterlagen
verdffentlichen zu dirfen, die keine schutzenswerten Interessen beinhalten. Auch hier
obsiegte letztlich aber der Status Quo, wie er erneut von einer Minderheit Pfister
gefordert wurde. Gerhard Pfister (cvp, ZG) warnte davor, damit einer Untergrabung des
Kommissionsgeheimnisses Vorschub zu leisten.

Die Kommissionsprotokolle, die mit einem Antrag Rickli hatten verdffentlicht werden
kénnen, bleiben auch in Zukunft geheim. Natalie Rickli (svp, ZH) hatte in ihrem Antrag
geltend gemacht, dass durch Indiskretion immer wieder Informationen aus den
Kommissionssitzungen an die Offentlichkeit gelangten. Es sei stossend, dass es sich
dabei jeweils nur um ,einen Teil der Wahrheit” handle, wohingegen Protokolle den
ganzen Verlauf einer Sitzung aufzeigen kénnten.

Unbestritten waren im Block 2 die Zustandigkeitserklarung der Redaktionskommission
fur die Berichtigung von Erlassen, die nicht der Schlussabstimmung unterstehen, das
Verbot eines Rlckkommensantrags, der nicht in unmittelbarem Anschluss an die
Abstimmung gestellt wird und einige Prazisierungen zu Dringlichkeitsklausel,
Abstimmungsverfahren, Fristen bei Volksinitiativen und Anforderungen an die
Botschaften zu Erlassentwdrfen. Darlber hinaus soll gesetzlich festgehalten werden,
dass Schlussabstimmungen in beiden Raten gleichzeitig stattfinden mussen.

Kein Gehoér fand die SPK mit ihrem Vorschlag, auf eine Schlussabstimmung bei
Volksinitiativen zu verzichten. Rechtlich bindend und als Stimmempfehlung sei -
entgegen der Usanz des Bundesrates beim Verfassen der Abstimmungsempfehlungen -
die Abstimmung Uber die Abstimmungsempfehlung zu betrachten; eine
Schlussabstimmung sei bei obligatorischem Eintreten und ohne Gesamtabstimmung
eigentlich nicht angebracht. Ein von der Ratsmehrheit unterstitzter Antrag Schilliger,
der einen Antrag des Bundesrates aufnahm, erachtete diese Anderung als unnétig.

Zu reden gab auch der Vorschlag einer Kommissionsminderheit Rutz, die durchsetzen
wollte, dass Sitzungsgelder neu halbtagig ausbezahlt werden sollen. Die vor allem aus
Angehorigen der SVP-Fraktion bestehende Minderheit monierte, dass jemand ein
Taggeld von CHF 440 erhalte, wenn sie oder er lediglich fur eine Stunde eine
parlamentarische Initiative in  einer Kommission erlautern mdisse, was
unverhaltnismassig sei. Die Mehrheit des Nationalrates folgte allerdings der
Argumentation der Kommissionsmehrheit, dass diese Idee mit hohem burokratischen
Aufwand verbunden sei. Das Anliegen zur Neuregelung der
Ubernachtungsentschadigung wurde zwar in der Debatte um die Taggelder ebenfalls
angesprochen, diese parlamentarische Initiative wurde aber nicht in die Sammelvorlage
aufgenommen.

Erfolgreich war die SPK mit ihrem Anliegen zu den Auslandreisen: Neu mussen
Ratsmitglieder Reisen ins Ausland in einem 6ffentlichen Register auffihren. Nicht offen
gelegt werden miussen dabei Reisen, die auf Einladung von Interessengruppen
durchgefiuhrt werden - ein Antrag einer links-griinen Kommissionsminderheit hatte
hier keine Chance.

Zur Diskussion standen schliesslich zwei Anderungen der Sitzungszeiten. Sowohl die
Streichung des Freitags der letzten Sessionswoche, wie sie von einer
Kommissionsminderheit gefordert worden ware, als auch der Beginn der Sitzungszeiten
um 8.15 Uhr statt um 8.00 Uhr fanden bei der Mehrheit des Nationalrats kein Gehor. Die
grosse Kammer folgte dem Argument der Kommissionsmehrheit, dass der Freitag in
Anbetracht der dichten Sessionsprogramme noétig sei. Um die Effizienz zu steigern, soll
der letzte Sitzungstag allerdings nicht wie bisher bereits um 11.00 fertig sein, was von
der Minderheit insbesondere als ineffizient moniert worden war, sondern bis 13.00
dauern. Das Argument der besseren Zugverbindungen sowie der Umstand, dass auch
der Standerat um 8.15 die Sitzungen beginne, verfingen hingegen nicht. Die Mehrheit
des Rates straubte sich gegen die entsprechende viertelstiindige Verschiebung der
Sitzung nach hinten.

Block 3, mit dem der Zugang von Kommissionsprotokollen fir Parlamentsmitglieder
hatte geregelt werden sollen, wurde in Anbetracht der ablehnenden Haltung des
Parlaments gegenliber einer grosseren Transparenz der Kommissionsarbeit zur
Uberarbeitung an die SPK-NR zuriickgewiesen, die Blécke 1 und 2 wurden zur Beratung
an den Standerat Gbergeben. ®
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Es seien eineinhalb Jahre vergangen, in denen sich die SPK-NR mit zahlreichen
Vorstéssen zum Einkommen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier habe
befassen missen. Die Beratungen dazu héatten gezeigt, dass eine Uberpriifung von
Einkommen und Spesen der Mitglieder der Bundesversammlung nicht angemessen sei.
Die BedUrfnisse der einzelnen Ratsmitglieder seien derart verschieden, dass allgemeine
Regelungen nicht angebracht seien. Dies gelte auch fur die Idee eines Pauschalbetrags
fur personliche Mitarbeitende, wie man in der Zwischenzeit festgestellt habe. Aus
diesem Grund habe die Kommission ihre Meinung geéndert und empfehle nun die
entsprechende parlamentarische Initiative von Matthias Aebischer (sp, BE) zur
Ablehnung.

Der Sozialdemokrat machte sich im Rat noch einmal stark fir sein Anliegen. Die
parlamentarische Arbeit wirde an Qualitdt gewinnen und die Ratsmitglieder hatten
vielleicht auch einmal ein wenig Zeit und Musse, um neue Visionen zu entwickeln, wenn
ein maximal zu 80 Prozent angestellter persénlicher Mitarbeiter oder eine persénliche
Mitarbeiterin zur Verfligung stinde. Da diese Personen von der Bundesadministration
angestellt wirden, fuhre dies auch zu keiner Mehrbelastung. Die Idee sei Ubrigens nicht
neu, sondern bereits 1991 diskutiert worden - so Aebischer. Matthias Jauslin (fdp, AG)
betonte hingegen die Position der SPK-NR: Die aktuelle Regelung erlaube wesentlich
mehr Flexibilitat. Dieses Argument und der Hinweis, dass der Vorschlag nicht nur mehr
Kosten verursache, sondern auch zu einer weiteren Professionalisierung des
Milizparlaments fihren wirde, wie Jean-Luc Addor (svp, VS) betonte, schienen dann
letztlich in der grossen Kammer zu verfangen: 123 birgerliche Stimmen aus der SVP-,
der CVP-, der FDP- und der BDP-Fraktion reichten locker aus, um die parlamentarische
Initiative gegen die 61vor allem links-grinen und grinliberalen Stimmen zu versenken. °

In der Sommersession 2018 schritten die Réate zur Differenzbereinigung bei der
Sammelvorlage zu den verschiedenen Anderungen des Parlamentsrechts. Zu reden gab
dabei die vom Sténderat angepasste Regelung zur Offenlegung von bezahlten oder
ehrenamtlichen Mandaten. Die SPK-NR schlug vor, hier einen Richtwert einzusetzen,
um unterscheiden zu kénnen, ob ein Mandat ehrenamtlich oder bezahlt ist:
Nichtberufliche Mandate, fur die pro Jahr inklusive Spesen nicht mehr als CHF 12'000
ausbezahlt werden, galten als ehrenamtlich. Es gehe aber nicht darum, so
Kommissionssprecher Matthias Jauslin (fdp, AG), dass man die konkret erhaltenen
Betrage ausweisen misse, sondern nur darum, anzugeben, ob man ehrenamtliche oder
bezahlte Mandate habe. Dies ging freilich einer Minderheit Rutz (svp, ZH) zu weit.
Gregor Rutz warnte, dass dies das Einlasstor fur Forderungen nach volliger Transparenz
aller Entschadigungen sei, die man als Parlamentsmitglied erhalte. Der
Minderheitsantrag auf Streichung des gesamten Passus - inklusive der
Deklarationspflicht zur Unterscheidung des ehrenamtlichen vom bezahlten Engagement
- wurde in der Folge ausserst knapp mit 93 zu 92 Stimmen angenommen.

Hinsichtlich des Obligatoriums flr Abstimmungen zu Einigungsantragen entschied sich
die grosse Kammer diskussionslos fur Festhalten. Der Standerat hatte die Forderung flr
ein solches Obligatorium abgelehnt. Fur Diskussionen sorgte sodann die standerétliche
Idee, den Bundesrat zu verpflichten, bei jeder Gesetzesvorlage zu Uberlegen, ob das
Gesetz zeitlich befristet werden kdnnte. Diese auf eine parlamentarische Initiative Vogt
(svp, ZH; Pa.lv. 16.437) zuriickgehende Forderung wurde von einer Minderheit Barrile
(sp, ZH) bekdmpft und auch vom Bundesrat - vertreten durch Bundeskanzler Walter
Thurnherr - als aufwandig und nicht sehr zielfihrend zur Ablehnung empfohlen. Mit 145
zu 42 Stimmen folgte der Nationalrat aber seiner Kommissionsmehrheit. Dies tat er
auch bezuglich des Antrags der Streichung der vom Standerat eingefligten Forderung,
bei Erlassentwurfen die Folgen fur Auslandschweizerinnen und -schweizer
abzuschatzen. Mit 144 zu 39 Stimmen wurde ein Minderheitsantrag Moret (fdp, VD)
abgelehnt, der den standeratlichen Vorschlag aufnehmen wollte.

Die Verordnung wurde vom Nationalrat entsprechend den Anderungen des Standerats
gutgeheissen.

Die grosse Kammer hatte anschliessend auch noch tber ihr Geschéftsreglement zu
beraten. In einer zweiten Lesung gab vor allem die Frage der Sitzungszeiten zu
diskutieren. Ein Minderheitsantrag Barrile (sp, ZH), die Ratssitzungen nicht um 8.00
Uhr, sondern um 8.15 Uhr zu beginnen, scheiterte aber auch in der zweiten Lesung
ebenso wie ein Minderheitsantrag der SVP, aus Kostengriinden ganz auf den Freitag in
der letzten Sessionswoche zu verzichten.

Wahrend die Verordnung und das Geschaftsreglement somit bereit waren fir die
Schlussabstimmungen, musste das Gesetz noch einmal zurlck in den Stéanderat, der in
den drei verbleibenden gewichtigen Fragen auf Festhalten entschied. Die kleine
Kammer pochte also darauf, dass Parlamentsmitglieder ausweisen mussen, ob sie
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ehrenamtliche oder entgeltliche Mandate ausiben, lehnte eine obligatorische
Abstimmung bei Einigungsantragen nach wie vor ab und wollte eine Abschatzung der
Folgen von Erlassentwurfen auf Schweizerinnen und Schweizer, die im Ausland leben.

Die Differenzen wurden dann schliesslich in der gleichen Session ausgeraumt. Wahrend
der Nationalrat bei den Fragen nach mehr Transparenz beim Ausweisen der Mandate
sowie bei der Folgeabschatzung fir Auslandschweizerinnen und -schweizer einlenkte,
gab der Stédnderat bei der Frage nach namentlichen Abstimmungen bei
Einigungsantrégen nach.

Bei den Schlussabstimmungen stiessen Gesetz und Verordnung in beiden Kammern auf
Opposition von rechts. Mit 124 zu 86 Stimmen bei 6 Enthaltungen (Gesetz) bzw. 126 zu
70 Stimmen bei 2 Enthaltungen (Verordnung) passierten die Anderungen die grosse
Kammer aber doch deutlich. Und auch in der kleinen Kammer waren die Mehrheiten
klar: 36 zu 8 Stimmen, bzw. 37 zu 7 Stimmen und eine Enthaltung. Die Anderungen des
Geschéftsreglements des Nationalrats wurden von diesem mit 196 zu 1 Stimme (bei 1
Enthaltung) angenommen.’

Volksrechte

Die vor allem im Rahmen der Umsetzung und Lancierung von Volksinitiativen diskutierte
Kontroverse um das Verhéltnis zwischen Bundesrecht und Vélkerrecht wird 2014 wohl
zu einigen weiteren parlamentarischen Debatten flihren. Vertreter der SVP reichten im
Berichtjahr namlich nicht weniger als drei parlamentarische Initiativen zum Thema ein.
Der Vorstoss von Brand (svp, GR) fordert einen Vorrang der Bundesverfassung tber das
Volkerrecht, die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will, dass die Angleichung
oder Auslegung volkerrechtlicher Vertrage und Bestimmungen an das Schweizer
Landesrecht dem Referendum unterstellt wird und die parlamentarische Initiative
Stamm (svp, AG) fordert, dass volkerrechtliche Vertrdge vom Bundesrat gekiindigt oder
neu ausgehandelt werden mussen, wenn diese der (auch aufgrund von angenommenen
Initiativen revidierten) Bundesverfassung widerspricht. Die SVP hatte im Rahmen der
Prasentation eines Positionspapiers das Volkerrecht als undemokratisches Recht
bezeichnet, weil dieses von Organisationen beschlossen werde, die demokratisch nicht
legitimiert seien. Die Volkspartei dachte zudem laut Uber die Lancierung einer
Volksinitiative zu diesem Thema nach. Ebenfalls im Berichtjahr noch nicht im Parlament
behandelt wurde ein vom Bundesrat Ende 2013 zur Annahme beantragtes Postulat der
FDP, mit dem ein Bericht zum Verhéaltnis von Landesrecht und Vdlkerrecht,
insbesondere im Hinblick auf mogliche Hierarchiestufen, gefordert wird. Schliesslich
mischte sich auch das Bundesgericht aktiv in die Debatte ein. Noch im Februar hatten
sich die Bundesrichter daflr ausgesprochen, dass die Rechtsprechung des
Européischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) Vorrang selbst gegenliber
Verfassungsnormen geniesse. Die Richter sprachen sich dabei in einem Urteil
insbesondere gegen einen Automatismus in der Ausschaffungsinitiative aus. Die
faktische Uberordnung von Vélkerrecht tber Landesrecht durch das oberste Gericht
rief bei der SVP geharnischte Reaktionen hervor. Nachdem der EGMR dann aber im
September die Schweiz verurteilte, weil diese einen nigerianischen Drogenkurier hatte
ausweisen wollen und das Bundesgericht in der Folge zunehmend mit Beschwerden von
kriminellen Ausléandern konfrontiert wurde, die sich auf diesen Fall beriefen, machten
die Lausanner Bundesrichter deutlich, dass sie den Entscheid des EGMR fur zweifelhaft
hielten. ®

Ein weiteres Begehren aus den Reihen der SVP, mit dem die Beziehung zwischen
Landesrecht und Volkerrecht geregelt werden sollte, wurde mit einer
parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH) vorgebracht. Gregor Rutz argumentierte,
dass immer mehr Rechtsbestimmungen aus dem Ausland ins Schweizerische
Rechtssystem Eingang fanden und forderte deshalb in seinem Vorstoss, dass die
Angleichung von Landesrecht an Vélkerrecht, an bindende internationale Vertrage oder
an auslandisches Recht und an Normen internationaler Organisationen nur dann
vorgenommen werden darf, wenn dies in einem dem Referendum unterstehenden
Erlass so vorgesehen ist. Die SPK-NR, die den Vorstoss mit 14 zu 7 Stimmen ablehnte,
machte geltend, dass die Forderung der Initiative eigentlich bereits erfullt sei, weil die
Anpassung an Landesrecht an abgeschlossene volkerrechtliche Vertrage nur bei einer
Verfassungs- oder Gesetzesdnderung vorgenommen werde; zudem unterstinden
volkerrechtliche Vertrage, die rechtsetzende Bestimmungen enthalten oder bei der
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Umsetzung einen Erlass von Bundesgesetzen erforderlich machen, bereits dem
fakultativen Referendum. Rutz forderte zusatzlich eine Angleichung der Auslegung
volkerrechtlicher Vertrage. Hier hielt die SPK fest, dass dies eine fallweise Aufgabe der
Judikative sein musse. Die Legislative kdnne hier nicht alle Einzelfélle pauschal regeln.
Die geschlossene SVP-Fraktion - unterstitzt von Petra Gossi (fdp, SZ) - brachte den
Vorstoss mit den total 55 Stimmen gegen die 126 Stimmen aus den anderen Fraktionen
nicht durch.?

Die deutliche Haltung der SPK-NR - sie hatte die parlamentarische Initiative der BDP
«Schutz der Volksrechte» mit 19 zu drei Stimmen zur Ablehnung empfohlen - wirde
eigentlich eine Kurzbehandlung des Vorstosses ohne Diskussion zur Folge haben. Da
sich die Kommission allerdings entschied, dass es sich um ein wichtiges
staatspolitisches Thema handle, beschloss sie sich zu einer Stellungnahme in der
grossen Kammer. Die Sprecherin der Kommission, Barbara Steinemann (svp, ZH)
erorterte noch einmal die hauptsachlichen Argumente ihrer Kommission. Darlber
hinaus legte sie dar, dass von einer Uberbeanspruchung der direktdemokratischen
Instrumente nicht die Rede sein kdnne. Es seien zudem noch nie so viele Initiativen an
der Unterschriftenhirde gescheitert wie zwischen 2013 und 2016; dies sei ein Grund
mehr, an der bestehenden Zahl an Unterschriften nicht zu rutteln.

Dass die periodisch auftretende Diskussion Uber eine so genannte «Initiativenflut» und
die damit verbundenen Vorstdsse flr hohere Hirden wohl wieder fur ein paar Jahre
versiegen wird, zeigte auch das Abstimmungsresultat im Nationalrat. Mit 172 zu acht
Stimmen - neben der geschlossenen BDP-Fraktion stimmte nur Matthias Jauslin (fdp,
AG) fur Folge geben - und drei Enthaltungen wurde die Initiative deutlich versenkt.
Auch in der Presse wurde der Entscheid nicht kommentiert. ™

Da Initiativen der Beratungskategorie der sogenannten «freien Debatte» zugeordnet
werden, haben grundséatzlich alle Parlamentsmitglieder das Recht auf Wortmeldung. In
den anderen, seit 1990 geltenden Beratungskategorien dussern sich in der Regel -
neben den Vertreterinnen und Vertretern des Bundesrates - lediglich
Kommissionssprecherinnen und -sprecher, Antragstellerinnen und Antragsteller von
Vorstdéssen oder Minderheitsantragen und allenfalls Fraktionssprecherinnen und
-sprecher. Schon friher uferte die freie Debatte bei Volksinitiativen gerne auch in
einem ziemlichen Redemarathon aus, so etwa bei der «No-Billag»-Initiative. Immer
haufiger wird in solchen Debatten zudem auch das Recht genutzt, Zwischenfragen zu
stellen. So war es auch wenig verwunderlich, dass im Nationalrat nicht weniger als 83
Ratsmitglieder einen Antrag gestellt hatten, um in einem Votum die eigene Position zur
Volksinitiative «Schweizer Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»
verdeutlichen zu kdnnen. Aufgrund der grossen Zahl an Rednerinnen und Rednern, aber
eben auch aufgrund der zahlreichen vor allem von SVP-Vertreterinnen und -vertretern
gestellten Zwischenfragen dauerte die Debatte schliesslich insgesamt Uber neun
Stunden - auf drei verschiedenen Sessionstage verteilt.

In der Tat stellten die Fraktionsmitglieder der SVP den Hauptharst der Rednerinnen und
Redner, namlich deren 42; von der SP-Fraktion meldeten sich 17 Mitglieder zu Wort, von
der FDP deren acht, von der CVP sieben, von den Grlinen vier und von GLP und BDP je
zwei. Nicht weniger als 82 der 102 Zwischenfragen stammten zudem von der Volkspartei
(FDP: 9; SP: 7; BDP: 2; CVP: 1; GP: 1), wobei die SVP-Fraktionsvertreterinnen und
-vertreter sich haufig auch innerhalb der Fraktion selber befragten, was Roger
Nordmann (sp, VD) zur Zwischenfrage veranlasste, ob es sich hier nicht eher um die
«Selbstbefragungs-Initiative» handle. Den von verschiedenen Ratsmitgliedern
gedusserte Verdacht, dass die Volkspartei versuche, die Ratsabstimmung Gber die
Initiative so zu verzogern, dass das Begehren nicht bereits im November 2018, sondern
im Wahljahr 2019 an die Urne gelangt - Beat Jans (sp, BS) sprach von «Filibustern» und
Nadine Masshardt (sp, BE) staunte dariiber, dass die SVP so viele Fragen zur eigenen
Initiative habe - konnte die SVP nicht ganz ausraumen. Freilich kdnnen Zwischenfragen
nur gestellt werden, wenn der Ratsprasident oder die Ratsprasidentin - aktuell
Dominique de Buman (cvp, FR) - unmittelbar nach einem Votum die Rednerin oder den
Redner fragt, ob diese oder dieser die Zwischenfrage zulasse. Wird diese Frage
verneint, darf die Zwischenfrage nicht gestellt werden. Die meisten Votantinnen und
Votanten - mit Ausnahme der SVP-Abgeordneten - liessen denn die Zwischenfragen gar
nicht zu. Weil einige darob erzlirnte SVP-Zwischenfragerinnen und -frager ihre Frage
trotzdem in den Saal riefen, musste de Buman einige Ermahnungen aussprechen.
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Der Verdacht, dass es der SVP mit ihrer Redner- und Zwischenfragestrategie in der Tat
nicht nur um einen Kampf gegen die «Diskussionsverweigerung [...] der
Demokratieabschaffer in diesem Saal» ging, wie sich etwa Roger Képpel (svp, ZH)
echauffierte, sondern um eine Verschleppungstaktik, «damit das Geschaft erst im
Wahljahr vors Volk kommt», wie Roger Nordmann vermutete, wurde durch einen von
Fraktionssprecher Thomas Aeschi (svp, ZG) vorgebrachten Ordnungsantrag weiter
erhértet. Die SVP wehrte sich namlich dagegen, dass flir den dritten Debattenteil eine
Nachtsitzung anberaumt wurde, was in der Regel nur bei hoher Geschaftslast oder
dringlichen Geschaften erfolge. Mit ihrem Ordnungsantrag wollte die SVP ihr Begehren
zu den normalen Sitzungszeiten weiter beraten, was wohl eine Verschiebung in die
Herbstsession bedeutet hatte. Die Sprecherin des Blros, Marina Carobbio Guscetti (sp,
TI) wies darauf hin, dass mit der Uberdurchschnittlichen Zahl an Rednerinnen und
Rednern das Kriterium der hohen Geschéftslast sehr wohl erfullt sei. Der
Ordnungsantrag wurde dann mit 121 zu 67 Stimmen abgelehnt. Die 67 Stimmen
stammten allesamt aus den Reihen der Volkspartei.

Auch der am dritten Verhandlungstag gestellte Antrag der SVP, die Anwesenden zu
zédhlen, um das ndétige Quorum nachzuprufen, verhalf nicht wirklich zu einer
Beschleunigung der Debatte. Freilich verliessen zahlreiche Parlamentarierinnen und
Parlamentarier nach dem Dricken des blauen Knopfes - der der Anwesenheitskontrolle
dient - den Nationalratssaal wieder, was Toni Brunner (svp, SG) derart erzlirnte, dass er
als Antwort auf eine entsprechende Zwischenfrage von Thomas Aeschi von einem
«Kindergarten» sprach und seine Tirade gegen die nicht anwesenden Ratskolleginnen
und -kollegen vom Nationalratsprésidenten erst durch Abschalten des Mikrofons
unterbrochen wurde.

Nebst all diesem Gepléankel wurden freilich auch Argumente ausgetauscht. In der Tat
dienen die freie Debatte wie auch die Zwischenfragen ja durchaus auch dazu, den
Blrgerinnen und Burgern zu zeigen, welche Begrindungen fur den Bezug der
verschiedenen Fronten geltend gemacht werden. Die ab und zu ziemlich emotional, ja
gar gehéassig gefuihrte Debatte - der Sonntags-Blick sprach von einer von der SVP
geplanten und zelebrierten Entgleisung, der Tages-Anzeiger von einem eigentlichen
Politikspektakel und die Aargauer Zeitung warf der SVP vor, statt einer inhaltlichen
Debatte auf Klamauk zu setzen - liess in der Tat deutliche Positionsbezlge erkennen.
Wahrend alle Mitglieder der SVP-Fraktion das Begehren vehement verteidigten, lehnten
alle anderen Fraktionen die Initiative einhellig ab.

Die  Kommissionssprecherin ~ Valérie  Piller  Carrard (sp, FR) und der
Kommissionssprecher Kurt Fluri (fdp, SO) berichteten, dass alle von der SPK-NR
angehorten Wirtschaftsvertreterinnen und -vertreter sowie samtliche Rechtsexperten
die Initiative ablehnten. Es werde beflrchtet, dass das Begehren dem
Wirtschaftsstandort Schweiz schade und in juristischer Hinsicht mehr Probleme
schaffe als 16se. In der Kommission sei zudem die Gefahr einer Kiindigung wichtiger
Menschenrechtsabkommen, ja gar der Europaischen Menschenrechtskonvention,
diskutiert worden. Klar sei einzig, dass bei einem Konflikt zwischen Vélker- und
Landesrecht bestehende Vertrage neu verhandelt oder gekindigt werden mussten. Wer
allerdings in welchem Verfahren feststelle oder entscheide, wann ein Normenkonflikt
bestehe und wann nicht bzw. wann dieser Konflikt genligend gravierend sei, bleibe
vollig  unklar. Dies wiurde bei Annahme des Volksbegehrens eine grosse
Rechtsunsicherheit schaffen. Die Kommission empfehle deshalb mit 16 zu 9 respektive
14 zu 11 Stimmen, die Initiative abzulehnen und nicht auf den Gegenvorschlag
einzutreten. Letzterer war von Gerhard Pfister (cvp, ZG) eingebracht worden und
entsprach im Grossen und Ganzen dem schon im Standerat gescheiterten Vorschlag
von Andrea Caroni (fdp, AR). Pfister zog seinen Antrag gleich zu Beginn der
nationalratlichen Debatte zurlck, weil die Initianten keinerlei Bereitschaft zeigen
wilrden, auf seinen Vorschlag fur eine alternative Lésung Uberhaupt einsteigen zu
wollen.

Die Befurworterinnen und Beflrworter der Initiative begrindeten ihr Anliegen mit vier
Hauptargumenten: (I) Die Initiative wolle Rechtssicherheit schaffen, indem die
Hierarchie von Volker- und Landesrecht geklart werde. Dies sei auch angesichts einer
immer stérkeren Einmischung rechtlicher Normen in die Politik (sogenannte
Justizialisierung) von Noéten. (Il) Damit werde zudem die (direkte) Demokratie gestarkt
und die Abhéngigkeit vom Ausland gemindert. (Ill) Haufig wurde argumentiert, dass mit
der Initiative nur ein Zustand wiederhergestellt werde, wie er finf Jahre zuvor schon
geherrscht habe. Damit wurde auf ein Bundesgerichtsurteil vom 12. Oktober 2012
rekurriert, mit welchem die Schubert-Praxis faktisch ausser Kraft gesetzt und wodurch
festgelegt worden sei, dass internationales Recht generell nationalem Recht vorgezogen
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werden musse. Konkret hatte das Bundesgericht in einem Fall die
Menschenrechtskonvention der Regelung der Ausschaffungsinitiative vorgezogen.
Damit sei die direkte Demokratie gleichsam ausgehebelt worden, so die SVP. Kein
anderer Staat gebe aber internationalem Recht Vorrang vor Landesrecht. (IV) Gewarnt
wurde in diesem Zusammenhang auch vor der Einmischung der EU, die mit dem viel
diskutierten Rahmenabkommen und dem Vorrang von internationalem Recht faktisch
zum «obersten Souveran der Schweizerischen Eidgenossenschaft» werde - so etwa
Hans-Ueli Vogt (svp, ZH). Die Schweiz werde zu einer Marionette und Volksentscheide
verkdmen zu einer Art Umfrageergebnis, was letztlich nur noch eine
Scheinselbstbestimmung sei, erklarte Thomas Aeschi. Andreas Glarner (svp, AG)
verklebte sich den Mund mit blauen Klebestreifen, um zu demonstrieren, dass man sich
den Mund verbieten lasse. Roger Képpel warnte gar von einer «kalten Entmachtung des
Volkes» und Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR) stellte die Anschuldigung in den
Raum, dass die «sogenannten Volksvertreter im Saal», denen man im Gegensatz zum
Volk nicht vertrauen kénne, dem slssen Gift der Macht verfallen seien, die Souveranitét
des Volkes an sich rissen und ins Ausland verkauften. Dies sei der Untergang der
Schweiz.

Die Gegnerinnen und Gegner des Begehrens betonten neben den bereits von der
Kommission vorgebrachten Argumenten auch den noétigen Spielraum, den Gerichte im
Einzelfall bréauchten, der aber mit einer Annahme der Initiative stark eingeschrankt
wirde. Zahlreiche Pladoyers machten sich zudem flr die Menschenrechte stark, die mit
der Annahme einer |Initiative geféhrdet waren, weil die Kindigung der
Menschenrechtskonvention durch die Schweiz einen fatalen Vorbildcharakter héatte.
Balthasar Glattli (gp, ZH) sprach etwa von einer «Antimenschenrechts-Initiative». Das
Volksbegehren stelle die Werte der Schweiz - laut Nadine Masshardt (sp, BE)
«Verlasslichkeit, Stabilitdét und Menschenrechte» - fundamental infrage. Die kleine
Schweiz sei auf Vertragssicherheit und auf Volkerrecht angewiesen, damit sie nicht dem
Recht des Starkeren ausgesetzt sei. Aber wer - so fragte sich Matthias Jauslin (fdp, AG)
- gehe mit einem unverlasslichen Partner noch einen Vertrag ein?¢ Vélkerrechtliche
Vertréage wuirden von der Schweiz freiwillig eingegangen, weil sie von grossem Nutzen
seien, betonte Ruth Humbel (cvp, AG). Die Stimmbevodlkerung werde nicht durch
Voélkerrecht entmachtet, weil wichtige Vertrage ja immer direktdemokratisch legitimiert
seien, gab Eric Nussbaumer (sp, BL) zu bedenken.

Das Schlussvotum gehérte Justizministerin Simonetta Sommaruga. Sie fuhrte aus, dass
sich Souveranitat und globale Vernetzung nicht widersprechen, weil die Schweiz
souveran bestimme, mit wem sie internationale Vertrage abschliesse. Wie diese
Vertrage abzuschliessen seien und dass man sie einzuhalten habe, stehe eigentlich in
der von Volk und Standen abgesegneten Bundesverfassung. Ebenfalls festgehalten sei,
dass es den Gerichten zu Uberlassen sei, bei Normenkonflikten flexibel und pragmatisch
zu entscheiden. Mit der Selbstbestimmungsinitiative wirde dies allerdings auf den Kopf
gestellt. Das Begehren fordere nicht nur, dass Volkerrecht nicht mehr zahlen solle,
sondern dass die Gerichte im Konfliktfall rechtswidrige Entscheide fallen mussten. Die
Neuaushandlung von Vertrégen wurde damit zu einer Obligation und bleibe nicht
Option. Die Initiative, weil sie nur Schwarz und Weiss kenne, zwéange die Schweiz in ein
Korsett. Nicht nur die eigene Handlungsfahigkeit wirde eingeschréankt, sondern auch
die Zuverlassigkeit der Schweiz als Vertragspartnerin werde aufs Spiel gesetzt. Zudem
sei die Initiative nicht gentigend deutlich bei der Definition von «Widerspruch». Wann
ein Konflikt zwischen Vélkerrecht und Landesrecht bestehe, wie gross dieser sein
musse und wer dies entscheide, bleibe unklar. Die Justizministerin versuchte auch die
Meinung zu entkréaften, dass das Bundesgericht seit 2012 auf die Schubert-Praxis
verzichtet habe; es sei im Gegenteil in mehreren Fallen Bezug genommen worden auf
diese Praxis. Die Schweiz sei erfolgreich, weil sie beweglich und pragmatisch immer
wieder neue Antworten auf neue Herausforderungen gefunden habe. Die im Gegenteil
dazu starre und dogmatische Initiative werde vom Bundesrat deshalb zur Ablehnung
empfohlen.

Wie aufgrund der Debatte nicht anders zu erwarten war, stimmten die 67 anwesenden
Mitglieder der SVP-Fraktion - einzig Ulrich Giezendanner (svp, AG) war abwesend - flr
und die restlichen 127 bei der Abstimmung anwesenden Nationalratinnen und
Nationalrate gegen Annahme der Initiative. "
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Wahl- und Abstimmungsverfahren

Eine parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will den aussenparlamentarischen
Kommissionen wie z.B. der Kommission gegen Rassismus oder der Eidgendssischen
Kommission fur Tabakpravention verbieten, in Kampagnen bei Volksabstimmungen vor
die Medien zu treten und ihre Meinung kund zu tun. Ende Oktober 2013 stellte sich die
Staatspolitische Kommission (SPK-NR) knapp, mit Stichentscheid ihres Présidenten Ueli
Leuenberger (gp, GE) gegen das Begehren.

Fur einige Polemik sorgte im Berichtjahr die vermeintlich geringe Partizipation von
Jugendlichen. Den Reigen eréffnete der Befund der VOX-Nachabstimmungsanalyse der
eidgendssischen Abstimmungen vom Februar 2014. Die Verfasser der Studie
analysierten eine bedenklich geringe Beteiligung der unter 30-jahrigen von lediglich
17%, wahrend 66% der Befragten lber 30 Jahre sich am Urnengang beteiligt hatten. Der
Generationengraben war freilich kein neues Phanomen, in dieser Starke und
insbesondere in Bezug auf den Abstimmungsausgang bei der
Masseneinwanderungsinitiative bewegte er allerdings die Gemduter. Auch wenn das
Ausmass spater relativiert wurde, blieb die geringe politische Partizipation Jugendlicher
ein breit diskutiertes Thema. In der Partizipationsforschung ist allerdings bekannt, dass
sich die politische Partizipation Jugendlicher eher auf unkonventionelle Formen
konzentriert und sich weniger bei Wahlen oder Abstimmungen manifestiert. Hinzu
kommt, dass sich Jugendliche mit herkdmmlichen Umfragemethoden (Befragung via
Festnetzanschlisse) immer weniger fassen lassen. Die ungleiche konventionelle
Partizipation bei Abstimmungen und Wahlen bleibt allerdings ein reprasentativ-
demokratisches Problem - umso mehr, weil mit den Baby-Boomern die éltere
Generation noch stéarker vertreten ist. Gefordert wurden im Berichtsjahr unter
anderem eine bessere politische Bildung in der Schule und eine aktive Forderung des
politischen Interesses junger Menschen via soziale Netzwerke. Bundesprésident Didier
Burkhalter brachte auch die Idee einer Senkung des Stimmrechtsalters auf 16 Jahre ins
Gesprach. Ein entsprechendes Postulat Reynard (sp, VS) hiess der Bundesrat gut, es
wurde allerdings von Gregor Rutz (svp, ZH) bekdmpft. Wahlrechtsalter 16 kennen bisher
Osterreich und der Kanton Glarus.

Weil sich die SPK-NR gegen die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH)
ausgesprochen hatte, kam der Vorstoss in den Nationalrat. Rutz forderte, dass
ausserparlamentarische Kommissionen, die Bundesrat und Verwaltung beratend zur
Seite stehen, nur intern kommunizieren darfen. Vor allem vor Volksabstimmungen und
vor Parlamentsdebatten seien Verlautbarungen dieser Kommissionen zu verbieten. In
der Debatte verwies Rutz etwa auf die Intervention der Eidgendssischen Kommission
flr Tabakpravention, die sich im Dezember 2011 wenige Tage vor der entsprechenden
Parlamentsberatung in den Medien fur die Annahme eines radikalen Rauchverbots
ausgesprochen habe oder auf die Eidgendssische Kommission gegen Rassismus, die im
Mai 2013 gegen die Asylgesetzrevision Stellung bezogen habe, obwohl der Bundesrat,
der von dieser Kommission ja eigentlich beraten werden soll, die Revision gutgeheissen
hatte. Die knappe Kommissionsmehrheit machte vergeblich geltend, dass der
Bundesrat fur die Regelung der ausserparlamentarischen Kommissionen zustandig sei
und dass diese zum Meinungsbildungsprozess beitragen sollen. Die Mehrheit des
Nationalrates folgte namlich den Argumenten des Initianten, der sekundiert von
Parteigenossen darauf pochte, dass die Kommunikation mit der Offentlichkeit nicht
Aufgabe dieser Kommissionen sei. Die grosse Kammer gab der Initiative entsprechend
mit 95 zu 86 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge. Neben der geschlossenen SVP stimmte
auch fast die ganze CVP und die BDP und rund ein Drittel der FDP fir Folge geben.

Die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH), die von der SPK-NR mit Stichentscheid
des Préasidenten zwar abgelehnt, der dann aber von der grossen Kammer Folge gegeben
wurde, stiess im Standerat auf einhelligen Widerstand. Der Vorstoss verlangt einen
Maulkorb  fiir  ausserparlamentarische = Kommissionen, insbesondere  vor
Volksabstimmungen zu Themen, die diese Kommissionen betreffen. Die SPK-SR
beantragte einstimmig, dem Vorstoss keine Folge zu geben. Auf der einen Seite
bestiinden insbesondere mit der im Januar 2015 in Kraft getretenen, revidierten
Regierungs- und Verwaltungsorganisationsverordnung (RVOV) gentigend Moglichkeiten,
die Kommunikationstatigkeit dieser Kommissionen auf dem Verordnungs- oder
Verflgungsweg spezifisch zu regeln. In der RVOV wird von ausserparlamentarischen
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Kommissionen eine "gebotene Zurlickhaltung" bei der Information der Offentlichkeit zu
politischen Fragen verlangt. Ein spezifisches Gesetz wirde hier also kaum Mehrwert
schaffen. Auf der anderen Seite - so die SPK-SR weiter - sollen sich diese Gremien
aussern durfen, da es fur die direktdemokratische Entscheidungsfindung hilfreich sei,
die Ansicht von Expertengruppen zu kennen: Auch - und insbesondere - wenn diese
von der Meinung des Bundesrates, der bekanntlich von ausserparlamentarischen
Kommissionen beraten wird, abweiche. Letzteres war Stein des Anstosses fir den
Vorstoss von Gregor Rutz gewesen. Die kleine Kammer folgte diesen Argumenten
diskussionslos und gab der Initiative somit keine Folge. ™

Eignen sich die Abstimmungsvideos, die der Bundesrat seit Juni 2016 neben den
Abstimmungserlauterungen im Internet veroffentlicht, als objektive Informationen an
die Stimmberechtigten oder handelt es sich dabei um ein klassisches
Kampagneninstrument, auf das die Regierung zu verzichten hat, weil es die im
Bundesgesetz Uber die politischen Rechte verlangten Grundsatze der Vollstandigkeit,
Sachlichkeit, Transparenz und Verhaltnismassigkeit verletzt¢ Diese Frage stellte sich die
SPK-NR aufgrund einer parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH), die dem Bundesrat
alle Informationskanale, mit Ausnahme der Abstimmungserlauterungen und einer
Medienkonferenz, verbieten will. Die Mehrheit der SPK-NR, die mit 16 zu neun Stimmen
beantragte, dem Vorstoss keine Folge zu geben, verwies auf die Wichtigkeit der Nutzung
unterschiedlicher Informationskanéle fir unterschiedliche Zielpublika. Freilich mussten
die Grundsatze auch bei den Videobotschaften eingehalten werden.

Die aus Mitgliedern der SVP-Fraktion zusammengesetzte Kommissionsminderheit
machte in der nationalratlichen Debatte in der Sommersession 2017 darauf
aufmerksam, dass der Bundesrat in der direkten Demokratie lediglich ein Akteur unter
mehreren sein sollte. Es sei stossend, dass er bereits ohne die teuren
Videoerlauterungen Uber ein Informationsmonopol verflige. Wenn er wahrend einer
Kampagne allgegenwartig sei, verliere er automatisch seine Objektivitat. Er habe sich
deshalb auf die notigsten Informationen zu beschranken. Diese Argumentation verfing
allerdings nur in der eigenen Fraktion und bei sechs Mitgliedern der FDP-Liberale-
Fraktion. Der Initiative Rutz wurde entsprechend mit 111 zu 65 Stimmen (O Enthaltungen)
keine Folge gegeben. ™

Aussenpolitik

Entwicklungspolitik

Der Bundesrat solle konkrete Massnahmen in den Bereichen Nothilfe und
Wiederaufbauhilfe ausarbeiten und die Prufung einer Zusatzfinanzierung mittels
ausserordentlichem Rahmenkredit einleiten. Das forderte Nationalrdtin Schmid-
Federer (cvp, ZH) im Marz 2015 mit ihrem Postulat «Férderung des Schutzes der
Fliichtlinge aus Syrien mittels Hilfe vor Ort>», ebenso wie das gleich lautende Postulat
Eder (fdp, ZG; P0.15.3026).

Schmid-Federer nahm in ihrer Postulatsbegrindung Bezug auf ein Postulat der SPK-NR,
welches Massnahmen zur Verteilung grosserer Flichtlingsgruppen aus Syrien zur
Entlastung der angrenzenden Staaten prufen liess. Die Unterbringungs- und
Versorgungslage syrischer Flichtlinge habe sich im Libanon und der Tirkei
verschlechtert, argumentierte Schmid-Federer. Um den Migrationsdruck auf Europa zu
mindern musse man nun in Syrien und dessen Nachbarstaaten nebst den
Nothilfemassnahmen auch  Massnahmen im Bildungs- und Gesundheitsbereich
umsetzen, welche den Wiederaufbau Syriens zum Ziel hatten.

In seiner Stellungnahme erwahnte der Bundesrat die bereits geleistete Unterstitzung
an die Opfer des Syrienkonflikts. So habe die Schweiz bis Ende 2014 CHF 128 Mio.
investiert und man plane die Aufnahme von 3000 schutzbedurftigen Personen. Eine
direkte Wiederaufbauhilfe sei aufgrund der gegenwartigen Situation in Syrien
undenkbar, doch der Bundesrat werde die durch das Postulat geforderten Massnahmen
sowie deren Finanzierung weiterhin prifen. Er beantrage daher die Annahme des
Postulats.

Nachdem das Postulat in der Sommersession 2015 noch von Roland Bichel (svp, SG)
bekdmpft worden war, kam es in der Fruhlingssession 2016 zur nationalratlichen
Diskussion. Roland Blchel unterstitzte zwar das Schweizer Engagement in Syrien,
zeigte sich aber kritisch  hinsichtlich  weiterer ~Ausgaben, welche einen
ausserordentlichen Rahmenkredit bendtigen kdnnten. Der zustéandige Bundesrat Didier
Burkhalter machte die bundesratliche Position klar, dass an einen Wiederaufbau in
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Syrien noch lange nicht zu denken sei und die Schweiz seit der Einreichung des
Postulats weitere CHF 122 Mio. fur die Nothilfe vor Ort eingesetzt habe. Der Bundesrat
empfahl das Postulat, wie bereits jenes von Joachim Eder, zur Annahme. Dieser
Empfehlung folgte die grosse Kammer mit 121 zu 67 Stimmen, die Gegenstimmen
stammten von der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion und FDP-Nationalrat Jauslin
(fdp, AG). "

Landesverteidigung

Militareinsatze

Mitte Mérz 2014 behandelte der Nationalrat als Erstrat einen Entscheid des
Bundesrates. Dieser hatte Ende 2013 beschlossen, den Einsatz der Swisscoy im Rahmen
der multinationalen Kosovo Force (KFOR) bis Ende 2017 zu verlédngern. Die
sicherheitspolitische Kommission (SiK-NR) hatte dem Ratsplenum Eintreten beantragt
und gleichzeitig die volle Unterstitzung fur den Bundesratsentwurf signalisiert. Eine
Minderheit Clottu (svp, NE) hatte Nichteintreten beantragt. Finf SVP Angehdrige
gehorten dieser Minderheit an; sie sahen in der Weiterfihrung des Engagements der
Schweizer Armee die Neutralitdat des Landes beeintrachtigt und beklagten die
abermalige Verlangerung des Einsatzes. Stattdessen solle sich die Schweiz vermehrt auf
diplomatischer Ebene engagieren. Die Sprecher der anderen Fraktionen zeigten sich
mit dem Entwurf einverstanden und waren sich einig, dass die Schweiz den
eingeschlagenen Weg nicht abrupt andern kénne. Daruber, dass die Stabilitat im Kosovo
auch fur die Sicherheit in der Schweiz relevant sei, war man sich ebenfalls einig.
Eintreten wurde schliesslich mit 166 zu 56 Stimmen deutlich beschlossen, wobei sich
die SVP-Fraktion geschlossen dagegen wehrte. Die Detailberatung wurde neben dem
Kommissionsantrag auf Zustimmung zum Bundesratsentwurf um zwei Antrage
bereichert. Die gleiche Minderheit Clottu (svp, NE) wollte die Anzahl eingesetzter
Armeeangehériger auf 220 beschrénken (entgegen dem Bundesratsentwurf, der die
Zahl 235 vorsah) und ein Einzelantrag Rutz (svp, ZH) beantragte die Beendigung des
Einsatzes per Ende 2017. Beide Antrage wurden abgelehnt. Mit 116 zu 52 Stimmen und
damit immer noch gegen den Willen der Volkspartei wurde das Geschaft dem Sténderat
Uberwiesen. Dieser hatte in der Sommersession daruber zu befinden. Ohne
Anderungsantrag stimmte die SiK des Standerates dem Entwurf zu und
Kommissionssprecher Baumann (cvp, UR) unterstrich, dass sich auch die
aussenpolitische sowie die Finanzkommission des Standerates positiv zur Vorlage
gedussert héatten. Ohne langere Diskussion wurde der Entwurf einstimmig mit 42
Stimmen angenommen. Der Einsatz der Schweizer Armee im Kosovo wird damit bis
mindestens 2017 weiterlaufen und zudem kénnen neu bis zu 235 Armeeangehodrige
eingesetzt werden. Dannzumal wird die Bundesversammlung erneut darlber befinden
mussen. Ein vorzeitiger Abbruch des Einsatzes bleibt jedoch moglich. ®

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Eine Motion Jauslin (fdp, AG) hat zum Ziel, einen allgemeingiltigen, an die
Marktentwicklung angebundenen Verzugs- und Vergltungszins zu Bundessteuererlassen
zu schaffen. Dies soll eine Harmonisierung der Zinsen bei Bundessteuererlassen
ermoglichen. Der Motionér stiess sich daran, dass Unternehmen, die nicht in der Lage
sind, die Steuern fristgerecht zu bezahlen, flur die direkte Bundessteuer, die
Mehrwertsteuer sowie Stempelabgaben, Automobil-, Tabak- und Biersteuer
unterschiedliche Verzugszinsen zahlen mussen, die zudem mit 3 bis 5 Prozent Gber den
Marktkonditionen liegen. Momentan liegt die Kompetenz zur Festlegung der Verzugs-
und Vergutungszinsen beim EFD. In Zukunft sollen laut der Motion diese Zinsen mit
einem geringflgigen Zuschlag fur das Handling an einen marktkonformen
Referenzzinssatz gebunden werden.

Der Bundesrat wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass im Privatrecht
Verzugszinsen von jéhrlich 5 Prozent ohne Anlehnung an Marktkonditionen vorgesehen
sind. Entsprechend &usserte er die Besorgnis, dass mit dem von der Motion
geforderten Verzugszinssatz die Steuerforderungen des Fiskus als Letztes beglichen
wirden, was zu Mindereinnahmen fuhren wdirde. Die Harmonisierung der
verschiedenen Zinssatze erachtete er hingegen als sinnvoll, auch wenn die freiwilligen
Vorauszahlungen bei der direkten Bundessteuer auch weiterhin einem eigenen,
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zusétzlichen Zinssatz unterliegen wirden. Wahrend der Behandlung der Motion durch
den Nationalrat wies Finanzminister Maurer zudem darauf hin, dass die einzelnen
Steuern neben  unterschiedlichen  Verzugszinsen  auch unterschiedlichen
Voraussetzungen unterliegen. So mussten bei einer Vereinheitlichung der Tarife auch
diverse Fragen zum Beispiel zu den Verfalldaten gekléart werden, wodurch der
Verwaltungsaufwand im Vergleich zum Nutzen einer solchen Anderung deutlich
Uberwiegen wirde. Dies sah der Nationalrat anders und nahm die Motion mit 138 zu 49
Stimmen (bei einer Enthaltung) an. Wahrend die Fraktionen der SVP, FDP, CVP/EVP und
GLP die Motion geschlossen und die BDP-Fraktion sie mehrheitlich befurworteten, fand
sie bei der SP (mehrheitlich) und den Griinen (geschlossen) keine Zustimmung.

Im Juni 2018 hatte die WAK-SR die Motion Jauslin (fdp, AG) zur Harmonisierung der
Zinsen bei Bundessteuererlassen beraten und dabei mit 10 zu O Stimmen (bei 2
Enthaltungen) einen Anderungsantrag gestellt. In der Standeratsdebatte fiihrte Pirmin
Bischof (cvp, SO) die Position der Kommission aus. Er verwies dabei auf die Kritik des
Bundesrates, wonach eine Koppelung der Zinsen an marktkonforme Referenzzinssatze
dazu fluhren wdirde, dass Steuerschulden zukilnftig letzte Prioritat erhielten.
Entsprechend schlug die Kommission vor, den Bezug zum Referenzzinssatz aus dem
Motionstext zu streichen. Der Bundesrat sollte bei Annahme der Motion folglich einzig
dazu aufgefordert werden, allgemeinglltige Verzugs- und Vergltungszinsen festzulegen.
Diese mussten nicht unbedingt gleich hoch sein, da Verzugszinsen weiterhin Anreize
zum rechtzeitigen Begleichen der Steuern beinhalten, Vergutungszinsen umgekehrt
keine gewinnbringenden Anlagen darstellen sollten. Finanzminister Maurer verwies auf
die in der Zwischenzeit angenommene parlamentarische Initiatitve Regazzi (cvp, TI), die
in eine ahnliche Richtung gehe und in deren Zusammenhang man auch die Motion
Jauslin angehen kénne. Ohne Gegenantrag aus der Kommission nahm der Standerat die
abgeanderte Motion Jauslin stillschweigend an. ?°

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Mit seiner im Juni 2017 eingereichten parlamentarischen Initiative ,Den Verkehrsfluss
auf Hauptverkehrsachsen nicht verunmdglichen™ verlangte Gregor Rutz (svp, ZH), dass
auf Hauptverkehrsachsen innerorts generell Tempo 50 gelte und Abweichungen von
diesem Grundsatz nur aus Sicherheitsgriinden, nicht jedoch aus Larmschutzgrinden
zulassig seien. Der Initiant ortete hinter Tempo-30-Zonen auf Hauptverkehrsachsen
innerorts vielfach ,politische Grinde", was nicht korrekt sei. Zudem wurden Tempo-
30-Zonen auf Hauptverkehrsachsen innerorts dem Ziel der Verkehrsflusskanalisierung
zuwiderlaufen. Die KVF-NR gab der Initiative im Oktober 2017 mit 13 zu 10 Stimmen
Folge. ?

Im Gegensatz zur KVF-NR gab die KVF-SR im Januar 2018 der parlamentarischen
Initiative Rutz (svp, ZH) .Den Verkehrsfluss auf Hauptverkehrsachsen nicht
verunmoglichen™ mit 8 zu 5 Stimmen keine Folge. Die Kommission befand, der zur
Erfillung der Forderung der parlamentarischen Initiative notwendige Eingriff in die
Kantons- und Gemeindeautonomie wére zu gross. *

Nachdem die KVF-NR der parlamentarisschen Initiative Rutz (svp, ZH) «Den
Verkehrsfluss auf Hauptverkehrsachsen nicht verunmoglichen» 2017 Folge gegeben,
sich die KVF-SR im Januar 2018 jedoch gegen Folge geben ausgesprochen hatte, nahm
der Nationalrat im November 2018 das Geschaft auf. Die KVF-SR hatte ihre ablehnende
Haltung damit begriindet, dass die Erflllung der parlamentarischen Initiative ein zu
grosser Eingriff in die Kantons- und Gemeindeautonomie darstellen wiurde. Die KVF-NR
konterte, es brauche eine Netzhierarchie: Es nitze nichts, wenn der Bund flr die
Engpassbeseitigung Milliarden ausgebe und dann die Stadte wegen des Larmschutzes
den Verkehr auf Hauptverkehrsachsen mit Geschwindigkeitsbegrenzungen bremse.
Daher misse von oben vorgegeben werden, dass der Grundsatz der Geschwindigkeit
von 50 km/h innerorts explizit nicht wegen Larmschutzgriinden aufgehoben werden
durfe. Der Nationalrat folgte dieser Begrindung mit 105 gegen 78 Stimmen (1
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Enthaltung).

Luftfahrt

Im August 2016 legte der Bundesrat die Botschaft zur Teilrevision 1+ des
Luftfahrtgesetzes (LFG 1+) vor. Diese ziemlich technische Vorlage war vom Bundesrat in
vier Themenblocke gegliedert worden: Bezlglich der «Luftfahrtinfrastruktur» ging es
um die Abgrenzung der Kompetenzen bei der zivilen Mitbenltzung einer militérischen
Infrastrukturanlage. Im Themenblock «Verfahren» wurden Rahmenbedingungen zur
Erfassung und Finanzierung von Luftfahrtdaten festgelegt sowie das Verfahren zur
Zulassung von Luftfahrthindernissen vereinfacht und gestrafft. Die «Flugsicherheit»
sollte durch die einheitliche Verwendung der englischen Sprache beim Funkverkehr mit
der Flugsicherung und durch die Aufzeichnung von Hintergrundgesprachen und
-gerauschen bei Flugverkehrsstellen erhéht werden. Die «Luftsicherheit» sollte
verbessert werden, indem Fluggesellschaften verpflichtet werden konnten,
Passagierlisten an Strafverfolgungsbehdrden herauszugeben, wenn wegen Straftaten
ermittelt wirde oder dadurch solche verhindert werden kdénnten. Staatsanwaltschaften
und Gerichte sollten Meldung erstatten mussen bei Verurteilungen von im
Sicherheitsbereich tatigen Flughafenangestellten oder laufenden Verfahren gegen
diese. Zudem sollten mit einer Anderung des Fernmeldegesetzes die Einfuhr und der
Besitz von Stérsendern verboten werden. Neu sollte bereits der Versuch, einen
gefahrlichen Gegenstand in den Sicherheitsbereich eines Flughafens einzufihren oder
unberechtigt in den Sicherheitsbereich einzudringen, geahndet werden kénnen.

Im Dezember 2016 stimmte der Nationalrat der Vorlage in weiten Teilen zu, brachte
aber auch Anderungen an: Die Schaffung einer Luftfahrt-Datenbank wurde abgelehnt,
da sie laut Kommissionssprecher Hurter (svp, SH) kostentreibend und nicht
gewinnbringend sei. Auch von der Verpflichtung zur englischen Sprache im Flugverkehr
sah der Nationalrat ab - Nationalrat Jauslin (fdp, AG) hatte dargelegt, dass dies fir
Piloten der Sport- und Leichtaviatik einen unverhaltnismassigen Aufwand bedeuten
wirde. Der Nationalrat wollte zudem, dass alle drei Jahre Uberprift werde, ob und zu
welchem Teil der Bund fur die Kosten der Flugsicherung im benachbarten Ausland
aufkommen soll.

Im Marz 2017 kam die Vorlage in den Stédnderat, wo ohne Gegenantrag Eintreten
beschlossen wurde. Waéhrend die KVF-SR ihrem Rat empfahl, bezlglich der
Verpflichtung zur englischen Sprache im Flugverkehr dem Nationalrat zu folgen, bat
Bundesratin Leuthard darum, dem Bundesrat zu folgen. Die Kommunikation in den
Landessprachen fuhre immer wieder zu Missverstandnissen, was ein Sicherheitsrisiko
darstelle. Die kleine Kammer folgte ihrem Votum mit 21 zu 18 Stimmen (0O Enthaltungen)
und schuf so eine Differenz zum Nationalrat. Eine weitere Differenz ergab sich
bezlglich den Luftfahrtdaten: Wéhrend der Bundesrat die Geoinformationsdaten zu
Luftfahrthindernissen (Stromkabel, Berge, andere Hindernisse) digitalisieren und
zentral zuganglich machen wollte, hatte der Nationalrat diese aus der Vorlage
gestrichen. Die Kommission des Standerats wollte dem Nationalrat folgen, aber
Bundesratin Leuthard konnte auch in dieser Frage das Plenum Uberzeugen.

Ende Mai 2017 beriet der Nationalrat die Differenzen. Bezuglich der Vorschrift zur
englischen Sprache im Flugverkehr nahm der Rat einen Kompromiss an: Englisch sollte
Vorschrift sein, doch kénnte der Bundesrat flir gewisse Bereiche Ausnahmen
definieren. Mit dieser Losung zeigte sich auch Bundesratin Leuthard einverstanden. Bei
der Frage nach einer Datenbank mit Luftfahrtdaten schwenkte der Nationalrat auf die
Linie von Bundes- und Standerat ein.

Anfang Juni 2017 stimmte der Stédnderat in der letzten Differenz, dem nationalrétlichen
Kompromiss zur Vorschrift von Englisch, diskussionslos zu.

In der Schlussabstimmung vom 16. Juni 2017 nahm der Nationalrat die Vorlage mit 184
Stimmen ohne Gegenstimmen bei 11 Enthaltungen an. Der Standerat stimmte der
Teilrevision gleichentags ebenfalls einstimmig zu: Mit 43 Stimmen bei einer
Enthaltung. 2
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Suchtmittel

Anfang 2012 hatte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des Alkoholgesetzes
vorgelegt. Das gegenwartig glltige Gesetz stammt aus dem Jahr 1932 und entspricht
trotz vieler Teilrevisionen den heutigen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Bedingungen nicht mehr. Das Alkoholgesetz soll in der neuen Fassung durch zwei
Erlasse ersetzt werden: einem neuen Spirituosensteuergesetz und einem
Alkoholhandelsgesetz. Normen Uber die Verbrauchssteuern, den Import von Ethanol -
bis anhin in der alleinigen Kompetenz des Bundes - und die Reallokation von mehreren
Bewilligungen gehen im neuen Spirituosensteuergesetz (SpStG) auf; Regelungen Uber
den Handel und den Ausschank von alkoholischen Getranken und die Werbung werden
im neuen Alkoholhandelsgesetz (AIkHG) vereint. Neu wird im AIkHG auch ein
sogenanntes Nachtregime umschrieben, welches in der Nacht anwendbare
Massnahmen subsumiert. Damit sollen Billigstpreisangebote in Zeiten verunmoglich
werden, in der sich der problematische Alkoholkonsum mutmasslich abspielt. Uberdies
sollen gesetzliche Grundlagen fir Testkaufe geschaffen werden, um Unsicherheiten
Uber die Frage ihrer Zuldssigkeit zu beenden. Das AIkHG soll eine schweizweit
einheitliche Grundlage zur Regulierung des Handels mit alkoholischen Getrédnken
schaffen, wobei den Kantonen zugestanden wird, weitergehende Bestimmungen
vorzusehen. Das bereits 2010 durchgefihrte Vernehmlassungsverfahren stellte der
Gesetzesrevision mehrheitlich gute Noten aus. Die Vernehmlasser liessen sich jedoch in
zwei Lager einteilen: Wahrend Stadte und Gemeinden die Anderungen begrissten und
die Praventionsmassnahmen zum Teil sogar als zu schwach empfanden, stellten sich
Kreise der Wirtschaft vor allem gegen das AIkHG. Das SpStG wurde mit seiner
Liberalisierung des Ethanolmarktes mehrheitlich gutgeheissen, gleichwohl gab es Kritik
zur Hohe der Spirituosensteuern.

Im Marz des Berichtsjahres wurden die beiden Gesetzesvorlagen im Standerat als
Erstrat behandelt. Dessen Kommission flr Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte in
beiden Fallen ohne Gegenstimmen dem Rat Eintreten beantragt. Die Eintretensdebatte
war gepragt von zahlreichen Voten, welche die Berechtigung der Gesetzesvorlage
unterstrichen. Inhaltlich bewegte das neue Spirituosensteuergesetz starker als das
Alkoholhandelsgesetz. Drei Punkte wurden wiederholt vorgebracht: Es herrschte
Einigkeit Uber eine Zunahme exzessiven Alkoholkonsums, insbesondere unter
Jugendlichen. Als problematisch wurden vor allem Hospitalisierungen aufgrund von
Alkoholvergiftungen betrachtet, welche nicht nur gesundheitsschédigend sind, sondern
auch hohe Kosten zur Folge haben. Ein zweites Thema war der Schutz einheimischer
Alkoholproduzenten, und als dritter Punkt wurde das Verhaltnis zwischen Restriktion
und Repression diskutiert, vorwiegend jedoch unter der Maxime einer griffigen
Praventionswirkung. Einige Votanten forderten Einzelmassnahmen, wie beispielsweise
Standerat Levrat (sp, FR), welcher sich fur ein Verbot des Verkaufs von hochprozentigen
Alkoholprodukten zu Billigstpreisen einsetzte. Seitens der SGK des Standerates dusserte
sich Sprecherin Egerszegi (fdp, AG). Sie betonte, dass im Sinne der offentlichen
Gesundheit Handlungsbedarf bestehe. In ihrem Votum stellte sie fest, dass den
Kantonen entsprechende Mittel zugestanden werden miussten. Gleichzeitig sprach sie
sich fur eine sorgfaltige Regulierung der Genussmittel aus, wobei einer Diskrepanz
zwischen der Behandlung illegaler Drogen und dem Missbrauch legaler Drogen
vorgebeugt werden musse. Die Detailberatung war durch einen Minderheitsantrag
Baumann (cvp, UR) gepragt, welcher durch eine Ausbeutebesteuerung in Form eines
Rabattsystems die einheimischen Betriebe, namentlich kleine und mittlere
Brennereien, schitzen wollte. Damit sollen dhnliche Bedingungen wie in Deutschland
und Osterreich geschaffen werden. Die Anderung wurde mit 22 zu 13 Stimmen recht
deutlich gutgeheissen. Sie bedeutet einen neuen Artikel 17a mit der Festschreibung der
genannten Steuer sowie eine Anpassung sieben weiterer Artikel. Mit einem weiteren
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) sollte die Alkoholsteuer pro Liter reinen Ethanols von
bis anhin CHF 29 auf CHF 35 erhoht werden. Drei Franken davon sollten einen
Teuerungsausgleich bewirken, mit den weiteren drei Franken sollten Ausfalle aufgrund
der im Gesetzesentwurf vorgesehenen Steuerbefreiungen ausgeglichen werden. Mit
dieser Massnahme sollte sichergestellt werden, dass der ,Alkoholzehntel™ auf dem
bisherigen Niveau gehalten werden kann und die so generierten Gelder flur die
Alkoholprévention in den Kantonen weiterhin ausreichen. Der Bundesrat hatte in
seinem Gesetzesentwurf keine Erhéhung vorgesehen. Der Status quo - der auch im
Gesetz weiterhin so belassen werden sollte - obsiegte in der Abstimmung mit 23 zu 21
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Stimmen knapp gegen den Minderheitsantrag. Ein Minderheitsantrag Zanetti (sp, SO)
ging in eine dhnliche Richtung, stellte jedoch lediglich eine redaktionelle Anderung dar:
Der Bundesrat sollte verpflichtet werden, die Alkoholsteuer der Teuerung anzupassen,
und dies nicht nur ,kénnen®. Die ,muss"-Formulierung unterlag im Plenum jedoch
ebenfalls mit 17 zu 24 Stimmen. Weitere Minderheitsantrége, unter anderem eine
Steuerbefreiung von bis zu zehn Litern des zum Eigengebrauch hergestellten Alkohols,
blieben chancenlos. In der Gesamtabstimmung wurde das SpStG mit 23 zu acht
Stimmen angenommen und mit den vorgenommenen Anderungen an den Nationalrat
Uberwiesen.

Die Detailberatung des Alkoholhandelsgesetzes (AIkHG) gestaltete sich &hnlich lebhaft.
Aufgrund eines ersten Gegenantrags befasste sich die kleine Kammer mit
Bestimmungen tber die Werbung fur alkoholische Getranke, wobei wie vom Bundesrat
vorgesehen und der Kommission gestitzt, alkoholische Getréanke im Allgemeinen und
Spirituosen als Erzeugnisse separat behandelt werden sollten. Eine Minderheit Levrat
(sp, FR) wollte dies explizit ausschliessen und generelle Erlasse zu alkoholischen
Getranken formulieren. Kommissionssprecher Graber (cvp, LU) rdumte ein, dass die
Kommission versucht hatte, diese Vereinigung zu vollziehen, jedoch letztlich davon
absah, weil eine Vereinigung diverse Probleme nach sich gezogen hatte. Der
Minderheitsantrag unterlag klar, womit sich der Rat in diesem Punkt flr die Version der
Regierung aussprach. Umstritten war auch eine Norm Uber die Weitergabe von Alkohol
an altersmassig nicht abgabeberechtigte Jugendliche. Ein entsprechender
Minderheitsantrag Keller-Sutter (fdp, SG) wollte das Verbot der Weitergabe von Alkohol
mit der Absicht, die Altersbeschrénkung zu umgehen, aus dem Gesetz streichen. Sie
erachtete es als nicht vollziehbar, weil die Strafverfolgungsbehérden diese Absicht der
Weitergabe kaum beweisen kénnten. Der Antrag war jedoch chancenlos. Ein weiterer
Minderheitsantrag Levrat (sp, FR) beinhaltete die Festsetzung eines Mindestpreises flr
Alkohol. Diese Massnahme, welche vor allem im Sinne der Pravention von
Alkoholmissbrauch unter Jugendlichen wirken sollte, fihrte zu einer langeren Debatte
um Verantwortlichkeit, Wirtschaftsfreiheit, tangierte Kundschaft und profitierende
Héndler sowie Uber Einkaufstourismus im Falle eines billigeren Alkoholpreises im
benachbarten Ausland. Die Idee eines alkoholgehaltabhangigen Mindestpreises, der
unter Berlcksichtigung des Schutzes der 6ffentlichen Gesundheit festgesetzt werden
soll, obsiegte mit 19 zu 18 Stimmen bei zwei Enthaltungen hauchdinn. Weiter sprach
sich der Standerat entgegen dem Kommissionsantrag fur ein Verkaufsverbot von Alkohol
im Detailhandel zwischen 22.00 und 6.00 Uhr aus, verbot jedoch die Gewéahrung von
Zugaben oder anderen Verglnstigungen, beispielsweise sogenannten Happy Hours,
nicht. Zur Regelung von Testkaufen dusserte sich Standerat Schwaller (cvp, FR), welcher
die Haftungsfrage zugunsten des Verkaufspersonals entscharfen und stattdessen die
Unternehmen in die Pflicht nehmen wollte. Der Antrag wurde gutgeheissen. Mit 33
Stimmen wurde die Vorlage in der Gesamtabstimmung einstimmig der grossen Kammer
Uberwiesen.

Mit einer Reihe von Anderungsantragen gelangten die beiden Gesetzesvorlagen im
September in den Nationalrat. Vor der Eintretensdebatte standen drei
Rluckweisungsantréage im Raum. Nationalratin Ingold (evp, ZH) wollte beide Vorlagen
zurlickweisen, da sie Widerspriche und Inkoharenzen beinhalteten; Lorenz Hess (bdp,
BE) verlangte die Rickweisung, weil eine verfassungskonforme Regelung der Spirituosen
sowie eine wirksame Pravention des Handels mit Alkohol fehle; und Nationalrat Rutz
(svp, ZH) wollte nur das Alkoholhandelsgesetz zurlckweisen, mit der Begrindung, das
Parlament solle zuerst eine verfassungsrechtliche Grundlage fur die Regelung von Bier
und Wein beraten. Die Eintretensdebatte war von zahlreichen Wortmeldungen gepragt,
wobei vor allem von der Ratslinken Kritik laut wurde. Allen voran &usserte sich
Nationalrat Jans (sp, BS) flr die SP-Fraktion pointiert und nannte das Resultat der
Kommissionsberatungen einen ,Scherbenhaufen®. Statt eine praventive Wirkung zu
erzielen, beglnstige die Gesetzesvorlage die Alkoholwirtschaft und mit der
vorgesehenen Ausbeutebesteuerung sei ein Monster kreiert worden, welches den
Verwaltungsaufwand aufbléhe. Eintreten war indes sowohl in der zustandigen WAK als
auch im Ratsplenum unbestritten. Samtliche Rickweisungsantrage wurden trotz
teilweise geschlossener Unterstlitzung der SP-, der GLP- und der BDP-Fraktion
abgelehnt. In der Detailberatung standen sich jeweils die Kommissionantrége -
meistens auf Annahme gemass Entwurf des Stédnderates - und diverse
Minderheitsantrage gegentber. Die Diskussion umfasste dhnliche Schwerpunktthemen
wie die Beratung im Standerat: Pravention, Verkaufseinschrankungen, Besteuerung und
nicht zuletzt redaktionelle Details um Wortlaut und Definitionen einzelner
Bestimmungen. Das Nachtverkaufsverbot, welches vom Bundesrat vorgesehen und vom
Standerat unterstlitzt worden war, wurde auf Antrag der WAK aufgehoben. Der

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.89 - 01.01.19

16



POSTULAT
DATUM: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER

Nationalrat wollte damit verhindern, dass alle Konsumenten wegen einiger Risikotrinker
in ihrer Freiheit eingeschréankt werden. Ein Happy-Hour-Verbot, wie es der Standerat
bereits aus dem Bundesratsentwurf gekippt hatte, war auch in der Volkskammer mit 105
zu 74 Stimmen chancenlos. Mit 122 zu 50 Stimmen ebenfalls deutlich abgelehnt wurden
im Nationalrat Mindestpreise flur Alkoholika. Ein verscharftes Werbeverbot flr
alkoholische Getranke wurde von der burgerlichen Mehrheit im Rat ebenfalls abgelehnt.
Damit hatte der Nationalrat einerseits die vom Stdnderat vorgenommenen
Verscharfungen wieder relativiert und damit das Alkoholhandelsgesetz weniger auf
Jugendschutz ausgelegt, andererseits blieb der Nationalrat auf der Linie der
Standesvertreter, indem das Konzept der Ausbeutebesteuerung im
Spirituosenbesteuerungsgesetz beibehalten werden soll. Ebenfalls Ja sagte der
Nationalrat zur Schaffung einer rechtlichen Grundlage flr Testkaufe, mit denen gepruft
wird, ob sich die Verkaufsstellen an die gesetzlichen Vorschriften bezUlglich
Mindestalter fir den Erwerb von Alkohol halten. In der Gesamtabstimmung wurde das
AlkHG mit 121 zu 59 Stimmen gegen den Willen von SP, Griinen und EVP dem Standerat
Ubergeben, das SpStG wurde mit 97 zu 80 Stimmen angenommen. Die Beratungen zur
Differenzbereinigung im Stéanderat fanden nicht mehr im Berichtsjahr statt.

Nach den Beschlissen des Nationalrates wurde im Herbst in zwei Sitzungen der
sténderéatlichen WAK das weitere Vorgehen besprochen. Bei den Differenzen zum
Alkoholhandelsgesetz wollte die Kommission an ihrer urspringlichen Position bezlglich
des Verkaufsverbots flir alkoholische Getranke von 22.00 bis 6.00 Uhr festhalten und
somit dem Antrag des Bundesrates folgen. Die Kommissionsmehrheit war Uberzeugt,
dass diese Massnahme sowohl den Jugendschutz verstérke, als auch die
Sicherheitssituation in stadtischen Zentren verbessere. Dartber hinaus wurde darauf
verwiesen, dass diverse  Kantons- und  Stadtregierungen  sowie die
Gesundheitsdirektorenkonferenz nachdricklich ein Nachtverkaufsverbot forderten.
Demgegentber wollte die Kommission die Einfihrung eines vom Alkoholgehalt
abhéangigen Mindestpreises fallen lassen. Es wurde davon ausgegangen, dass diese
Massnahme den Einkaufstourismus beglnstigen und die inlandische Produktion
schwachen wdarde. In der Frage um die Besteuerung von Alkoholika forderte die
Kommission von der Verwaltung vertiefte Informationen tber die Ausgestaltung einer
Ausbeutefinanzierung, bevor eine Sitzung im November einen Beschluss herbeifihren
sollte. Dabei wurde bestatigt, was im Nationalrat und von Bundesratin Widmer-
Schlumpf bereits beflrchtet worden war: Eine Ausbeutebesteuerung wuirde
volkerrechtliche Verpflichtungen der Schweiz gegenlber dem Ausland verletzen und
mehrfach in nicht zu rechtfertigender Weise gegen die Bundesverfassung verstossen.
Daraufhin beauftragte die Kommission die Verwaltung, eine alternative Regelung
auszuarbeiten. Vor dem Hintergrund, dass beide Rate das System der
Ausbeutebesteuerung grundsatzlich befurworteten, soll eine ahnliche
Besteuerungsformel  erarbeitet werden, welche einerseits die hoheren
Produktionskosten in der Schweiz zu kompensieren vermag und andererseits die
Okologisch wertvollen Hochstammbéaume schutzt und férdert. Mit diesem Auftrag
wurden die Beratungen erneut unterbrochen, womit sich auch die WAK des
Standerates erst im Folgejahr wieder um die Alkoholgesetzgebung kiimmern wird. %

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Im September 2017 reichte Thomas de Courten (svp, BL) ein Postulat ein, gemass dem
der Bundesrat Massnahmen zur Senkung der Prémienlast in der obligatorischen
Krankenversicherung prifen soll. Dazu soll der Bundesrat Bericht erstatten, wie der
Arztetarif Tarmed durch eine arztliche Rechnungsstellung in Form eines einfachen
Stundentarifs ersetzt werden kénne. Geméss dem Postulanten diene Tarmed nur der
Blrokratie, zudem erhéhe die vorgeschlagene Massnahme die Nachvollziehbarkeit der
Rechnungen sowie die Méglichkeit zur Kontrolle der Arzte. Der Bundesrat entgegnete,
dass es den Tarifpartnern freistehe, einen Zeittarif zur Genehmigung einzureichen. Die
Beschréankung auf eine bestimmte Tarifform hingegen erachte er als zu starken Eingriff
in die Tarifautonomie. Da dies den Tarifpartnern die Einigung bei Tariffragen auch nicht
erleichtern wirde, empfahl der Bundesrat das Postulat zur Ablehnung.

Vor seiner ersten Behandlung in der Herbstsession 2017 hatte de Courten der
Abschreibung des Postulats eigentlich bereits zugestimmt, diese wurde jedoch dadurch
verhindert, dass Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG) das Postulat im Nationalrat
bekdmpfte. Somit wurde in der Wintersession 2017 eine Diskussion nétig. In dieser
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unterstitzte Jauslin den Postulanten und erklérte, dass eine ,radikale Trendwende” im
Gesundheitssystem nétig sei und durch Annahme dieses Postulates ermdglicht werde.
Mit Blick auf die in der Verfassung garantierte Wirtschaftsfreiheit und das Kartellgesetz
kénne es nicht sein, dass die Versicherer und Leistungserbringer Tarifabsprachen
trafen. Vielmehr musse man mutig sein und auf einen freien Wettbewerb bei den
Gesundheitskosten setzen. Diesem Aufruf folgte der Nationalrat mit 106 zu 72 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) und Uberwies das Postulat. Dabei schloss sich ein Grossteil der
CVP- und eine Minderheit der BDP-Fraktion den beflurwortenden SVP- und FDP-
Fraktionen an.

Prisca Birrer-Heimo (sp, LU; 17.3956) und Pascale Bruderer Wyss (sp, AG; 17.3964)
beabsichtigten in zwei in beiden Raten eingereichten Motionen, das KVG um einen
Absatz zu erganzen, wonach der Bundesrat die Entschadigung der Vermittlertatigkeit
regeln kann und dadurch unverhaltnisméassige Ausgaben fiir Vermittlerprovisionen in
der Grundversicherung verhindern soll. Die Motionérinnen riefen in Erinnerung, dass
der Bundesrat bereits 2012 eine entsprechende Regelung vorgesehen habe, diese
jedoch «mit Verweis auf die Selbstregulierung der Branche gestrichen» worden sei.
Diese Selbstregulierung sahen die Motionédrinnen allerdings aufgrund eines
Kassensturzberichts als nicht gegeben. Dieser habe ihrer Ansicht nach aufgezeigt, dass
die Vermittlerprovisionen deutlich héher lagen als die von der Branche vereinbarten
Betréage, Abschlisse der OKP und der Zusatzversicherungen vermischt wirden und
diesbezuglich keine Transparenz bestehe. Dies sei problematisch, da bei der OKP
Aufnahmepflicht herrsche und die Leistungen der Versicherer Ubereinstimmten.
Dadurch wirden «Vermittlerprovisionen finanzielle Fehlanreize» generieren, was
womoglich  zu  einer  Risikoselektion  oder  zur  Vermittlung  unndtiger
Zusatzversicherungen fuhren kénne. Es bedlrfe daher der Transparenz daruber, welche
Provisionen Uber die OKP abgewickelt wirden. Der Bundesrat pflichtete der Ansicht der
Motionarinnen bei, wonach das gesetzte Ziel allein durch Selbstregulierung nicht
erreicht worden sei, und beantragte die beiden Motionen zur Annahme.

Der Standerat behandelte in der Wintersession 2017 einen Ordnungsantrag Kuprecht
(svp, SZ), der die Motion von Bruderer Wyss der SGK-SR zur Vorprifung zuweisen wollte.
Kuprecht betonte, dass Provisionszahlungen in der OKP nicht akzeptabel seien, die
Problematik aber sehr komplex sei. Deshalb solle sich die Kommission des Themas
annehmen. Dem stimmte die Motiondrin zu und empfahl Annahme des
Ordnungsantrags — was die kleine Kammer in der Folge tat.

Da die Nationalrdte Thomas de Courten (svp, BL) und Matthias Samuel Jauslin (fdp, AG)
den Vorstoss von Birrer-Heimo Ende 2017 bekampft hatten, gelangte dieser in der
Frihjahrssession 2018 in den Nationalrat. Dort erklarte Jauslin, dass die
Krankenkassenpréamien nicht wegen der Vermittlerprovisionen stiegen, sondern wegen
zahlreicher anderer Grinde. Die Vermittlerprovisionen wirden mit Geldern der
Zusatzversicherungen bezahlt. Ein solcher «Empdrungsvorstoss» sei gemaéass de
Courten unnétig. Diese Betitelung ihrer Motion wies Birrer-Heimo entschieden zurlck
und verwies auf die Schreiben mehrerer Versicherungsgesellschaften, die ihr Ansinnen
unterstlitzten - wenn auch unter Bevorzugung eines anderen Losungsvorschlags. Knapp
entschied sich der Nationalrat mit 94 zu 91 Stimmen bei einer Enthaltung fir Annahme
der Motion. Das Zlnglein an der Waage spielte eine Minderheit der SVP-Fraktion, die
sich fur die Vorlage aussprach, wodurch die geschlossen stimmende FDP.Liberale-
Fraktion und grosse Teile der BDP- und SVP-Fraktionen von den Ubrigen Fraktionen
Uberstimmt wurden. Im Oktober 2018 zog Bruderer Wyss ihre im Stéanderat eingereichte
Motion zurtick. ¥
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Soziale Gruppen
Migrationspolitik

En automne 2018, ce fut le tour du National de se pencher sur la loi sur les étrangers:
normes procédurales et systémes d'information. Par 129 voix contre 57, il a été
accepté que les personnes au statut de réfugié le perdent en cas de retour au pays. Des
exceptions, autorisées en avance par le SEM, doivent toutefois rester possibles, selon la
chambre basse. Le député Rutz souhaite étendre l'interdiction de voyager également
aux pays limitrophes, mais sa proposition, considérée comme contraire au droit
international, a été refusée. Il a également été question des apatrides, ces personnes
qu'aucun Etat ne reconnait, qui ne peuvent donc étre renvoyées nulle part. Le Conseil
national leur a accordé l'autorisation de travailler, répondant ainsi a I'argument qui
disait que si elles ne pouvaient travailler, ces personnes seraient condamnées a toucher
|'aide sociale. Cette position se trouve en divergence avec celle du Conseil des Etats. Le
statut d'admission provisoire a également été évoqué. 153 voix contre 36 ont plébiscité
une aide au retour également pour les personnes admises provisoirement et n'ayant
pas demandé l'asile. La chambre du peuple souhaite également que les apatrides, les
personnes admises provisoirement, et les réfugiés et réfugiées sous le coup d'une
expulsion touchent les méme prestations que les réfugiés statutaires. La droite a tenté
d'interdire les transferts d'argent vers leur pays aux personnes admises provisoirement,
ce qui a été largement refusé. 2

Bildung, Kultur und Medien

Medien
Radio und Fernsehen

Die knappe Annahme der RTVG-Vorlage an der Volksabstimmung vom 14. Juni 2015 zog
die Einreichung zahlreicher Vorstdsse nach sich, die jedoch im Jahr 2016 nicht alle auf
Gehor im Parlament stiessen. Zu den gescheiterten Vorstéssen zahlte eine im
Nationalrat abgelehnte Motion Grossen (glp, BE), welche eine breitere, neben Radio und
Fernsehen zuséatzliche Verbreitungskanédle umfassende Definition des Service public
gefordert hatte (Mo. 15.3600).

Weitreichende Strukturédnderungen bei der SRG verlangte neben einem Postulat Rickli
(svp, ZH), das eine Uberpriifung des Budgets der SRG bezwecken wollten, auch ein
Postulat Rutz (svp, ZH), aufgrund dessen ein Bericht die mogliche Umwandlung der SRG
in eine gemischtwirtschaftliche Aktiengesellschaft darlegen sollte (Po. 15.3419). Der
Postulant erachtete die SRG nicht als "gemeinnitzige Vereinigung" sondern als
"gewinnstrebendes Unternehmen", was mit dieser Umwandlung sichtbarer gemacht
werden kénnte und die Transparenz Uber die Verwendung der offentlichen Gelder
erhéhen wirde. Der Bundesrat stellte sich dezidiert gegen diese Ansicht: Die SRG sei
kein gewinnorientiertes Unternehmen; ein positiver Jahresabschluss stehe nicht im
Gegensatz zum eigentlichen Zweck der SRG. Bescheidene Gewinne seien gar
notwendig, um Verluste aus friheren Jahren zu kompensieren. Eine knappe Mehrheit
im Nationalrat stltzte die Ansicht des Bundesrates und lehnte das Anliegen ab. Ein
dhnliches Anliegen verfolgte die Motion Aeschi (svp, ZG), die ebenfalls im Nationalrat
scheiterte (Mo. 15.3558). Erfolgreicher war hingegen eine Motion Wasserfallen (fdp, BE)
mit der Forderung nach mehr Kostentransparenz ohne Umwandlung der SRG in eine
Aktiengesellschaft. %

Neben der parlamentarischen Initiative Hiltpold (fdp, GE) verlangte auch Gregor Rutz
(svp, ZH) im Nachgang zur Bekanntgabe des Joint Ventures mit einer weiteren
parlamentarischen Initiative die Einschrénkung der SRG in ihren Méglichkeiten zur
Zusammenarbeit mit anderen Medienunternehmen. Wahrend die Einschrankungen im
Falle des Anliegens Hiltpold eher moderat ausfallen wirden, will der SVP-Nationalrat
der SRG die Zusammenarbeit mit anderen Medienunternehmen nur bei ,zwingendelr]
volkswirtschaftlichelr] Notwendigkeit™ erlauben. Diesem Anliegen standen die
zustéandigen Kommissionen gespalten gegenltber. Wahrend die KVF-NR Ende August
2016 mit Stichentscheid der Présidentin fur Folge geben warb, erfuhr das Anliegen im
Oktober desselben Jahres eine deutliche Abfuhr durch die standeratliche
Schwesterkommission. Diese pladierte mit 10 zu 1 Stimme flr keine Folge geben, da sie
von einer solchen Einschréankung negative Auswirkungen auf die wirtschaftliche
Innovationstéatigkeit erwarte und der in der Initiative verwendete Rechtsbegriff der
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zwingenden volkswirtschaftlichen Notwendigkeit nicht ausreichend definiert sei. *°

Im November 2016 kindigte die SRG an, dass Roger de Weck als Generaldirektor der
SRG zurlcktreten werde und Gilles Marchand, bisheriger Direktor von RTS und
Stellvertreter de Wecks, vom Verwaltungsrat zu seinem Nachfolger gewéhlt worden sei.
Er werde die Stelle Anfang Oktober 2017 antreten, sofern die SRG-
Delegiertenversammlung seine Wahl bestatige - was sie kurz darauf mit 39 zu O
Stimmen tat. Aufgrund der grossen Herausforderungen flr die SRG in den néachsten
Jahren mit dem Mediengesetz, dem neuen Leistungsauftrag flr die SRG und dem
Abstimmungskampf zur No Billag-Initiative ware ein Ricktritt in diesem Zeitraum falsch,
erklarte de Weck, der 2018 das ordentliche Pensionsalter erreicht. Darum habe er
entschieden, «den Stab lieber etwas friuher als etwas spater weiterzureichen».
Marchand hatte bei der Tribune de Genéve und bei Ringier Romandie als
Marketingleiter und Direktor gearbeitet, bevor er 2001 zur SRG kam. Er amtet zudem als
Verwaltungsrat der Admeira.

Die Medien attestierten Marchand die ndtigen Fahigkeiten als SRG-Generaldirektor,
fragten sich aber dennoch, ob er den gewieften Taktiker de Weck ersetzen kénne. Er sei
ein guter Kommunikator, jedoch nur auf Franzdsisch, schrieb zudem die BAZ. Bis zu
seinem Amtsantritt mlsse er daher noch fleissig Deutsch lernen. Obwohl die Wahl
grosstenteils auf Zustimmung stiess, wurde auch Kritik am Vorgehen der SRG laut.
Ulrich Bigler (fdp, ZH) missfiel insbesondere, dass die Stelle nicht ausgeschrieben
worden war, und er warf der SRG intransparentes Vorgehen vor. Gregor Rutz (svp, ZH)
kritisierte, dass durch die Wahl Marchands die Richtung der SRG betoniert werde,
bevor sich das Parlament in einem Jahr mit dem Thema SRG befasse.

Zum Nachfolger Marchands als Direktor von RTS wurde im April 2017 Pascal Crittin
ernannt, der bei RTS seit sieben Jahren die Abteilung «Affaires Générales» leitete.
Jean-Francois Roth, Prasident der RTSR, lobte insbesondere Crittins Kenntnisse der
Westschweizer Medienlandschaft sowie der Herausforderungen fur das Fernsehen und
seine Sozial- und Fiihrungskompetenzen. *'

Von den 28 im Jahr 2016 behandelten Beschwerden hiess die UBI deren vier gut. In
drei Sendungen sah die Beschwerdeinstanz das Sachgerechtigkeitsgebot verletzt: In
einer Sendung von RSI (Il Quotidiano™) zum Automobilsalon in Genf und in einer
Radiosendung von Radio Top zum Strassenfest ,Veganmania™ erhielten Personen, gegen
die gravierende Vorwlrfe erhoben wurden, keine Gelegenheit, sich zu ihrer
Verteidigung zu aussern. Als nicht sachgerecht eingestuft wurde ferner eine RTS-
Reportage von ,Temps Présent™ zur Affare um Dominique Giroud. Dieser Entscheid der
UBI ist indes noch nicht rechtskraftig, da er beim Bundesgericht angefochten wurde.
Letzten Endes entschied die UBI, dass eine Sendung von .Kassensturz™ zur
Konsumentenfreundlichkeit der Parteien im Vorfeld der eidgendssischen Wahlen 2015
das Vielfaltsgebot verletzt habe. In der Sendung mit dem Namen ,Parteien im
Konsumenten-Check: Diese fallen durch™ wurde die SVP als ,konsumentenfeindlichste
Partei® betitelt, was im Hinblick auf die anstehenden Wahlen einer negativen
Wahlempfehlung flr die Volkspartei entsprochen habe. Diesen Entscheid fallte die UBI
mit 7 zu 2 Stimmen. Als Beschwerdefthrende fungierten die SVP-Nationalratsmitglieder
Natalie Rickli (svp, ZH) und Gregor Rutz (svp, ZH).

2016 gingen bei der UBI 19 neue Beschwerden ein - sieben Beschwerden weniger als
noch im Vorjahr (26). *

An ihrer Sitzung am 13.2.17 beriet die KVF-NR die im Januar vorgelegten Zusatzberichte
zum Service public und beschloss auf deren Grundlage die Lancierung verschiedenster
Kommissionsvorstosse: Zur Foérderung der elektronischen Service-public-Angebote
ausserhalb der SRG sieht eine Motion (17.3008), die durch eine deutliche
Kommissionsmehrheit gestitzt wird, die Vergrosserung der Verbreitungsgebiete sowie
die Aufhebung der 2+2-Regel vor. Besagte Regel hindert ein Unternehmen oder einen
Veranstalter momentan daran, mehr als zwei Fernseh- und zwei Radio-Konzessionen zu
besitzen. Zu dieser Massnahme hatte sich das BAKOM in seinem Bericht nicht nur
positiv gedussert. Das Bundesamt beflrchtet mit Aufhebung dieser Regelung eine
Medienkonzentration sowie die Schlechterstellung kleiner und unabhangiger
Veranstalter. Zudem sei mit der letzten RTVG-Revision bereits eine Aufweichung dieser
Regelung beschlossen und unterdessen in Kraft gesetzt worden: Fur die Einfihrung
neuer Verbreitungstechnologien kann der Bundesrat neuerdings Ausnahmen bewilligen.
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Um Marktverzerrungen zu minimieren, verlangt eine relativ knappe Mehrheit der
Kommission mittels einer weiteren Motion (17.3009) die Erarbeitung einer Vorlage zur
Umsetzung eines Open-Content-Modells, wonach die SRG ihre Eigenproduktionen allen
Privaten zur freien Verflgung bereitstellen musste. Die Initiative zu diesem Vorstoss
stammte von GLP-Nationalrat und Kommissionsmitglied Jurg Grossen (BE), was den
Eindruck erwecken lasst, dass sich auch in der politischen Mitte Befurworter fur diese
Idee finden lassen. Eine der Kommission im Januar vorgelegte externe Studie hatte
nachgewiesen, dass Marktverzerrungen mit diesem Vorgehen verhindert werden
koénnten. Auch hierzu hatte sich das BAKOM aus diversen Grunden in seinen gleichzeitig
mit der Auftragsstudie prasentierten Berichten kritisch gedussert.

Ferner gerieten diverse SRG-Sender, die keinen eigentlichen Service-public-Auftrag
wahrnehmen, in die Kritik der Kommission. Ebenfalls eine knappe Mehrheit beschloss
die Einreichung einer dritten Motion (17.3010) zur Abschaffung von solchen Radio-
Spartensendern und eine damit einhergehende Senkung der GebUlhrengelder. Neben
den reinen Musiksendern, die bereits in der Auftragsstudie namentlich erwéhnt worden
waren, nannte die Motion auch Radio SRF Virus, Radio SRF Musikwelle und Radio RTS
Option Musique namentlich als Sender dieser Sparte. Nicht zuletzt hielt die KVF-NR an
ihrem bereits im Vorjahr geféllten und der stéanderatlichen Kommission
entgegengesetzten Entschluss fest, einer parlamentarischen Initiative Rutz (svp, ZH)
Folge zu geben, welche die nichtkonzessionierten Tatigkeiten der SRG einschranken
will.

Abschliessend erteilte die Kommission der Verwaltung zwei Auftrége, mit denen
Doppelspurigkeiten zwischen den Regionaljournalen der SRG und der regionalen
Berichterstattung privater Radioanbieter aufgezeigt werden sollen und dargelegt
werden soll, wie sich zusétzliche Werbeeinschrankungen fir die SRG auswirken
wirden. *°

Nach einer ldngeren Debatte nahm in der Frihjahrssession 2017 auch der Nationalrat
Kenntnis vom Service-public-Bericht und dessen Zusatzbericht. Im Namen der Griinen
Fraktion lobte Adéle Thorens Goumaz (VD) die Leistungen der SRG fur die lateinische
Schweiz und wies auf jlngste Entwicklungen auf dem franzdsischsprachigen
Zeitungsmarkt in der Schweiz hin, welche die Notwendigkeit eines marktunabhéangigen
Mediums  zur  Erhaltung der Medienvielfalt und  Bericksichtigung von
Sprachminderheiten aufzeigten. Wie diverse Sprecherinnen und Sprecher aus anderen
Fraktionen zeigte sich auch die BDP-Fraktion besorgt ob der zunehmenden
Medienkonzentration auf dem Pressemarkt. Aus diesen Grunden bedlrfe es auch eines
funktionierenden Service public im Online-Bereich, dessen Berichterstattung sich nicht
nur an der Anzahl Klicks und Hoéhe der Werbeeinnahmen orientiere, so die
Ausfiihrungen von Bernhard Guhl (bdp, AG). Als Vertreter der FDP-Fraktion dusserten
Frédéric Borloz (VD) und Thierry Burkart (AG) hingegen Bedenken zu einem ausgebauten
Internetauftritt der SRG, da dies die privaten Medien stark konkurrenzieren kénnte.
Eine verstarkte Digitalisierung der SRG verlangte hingegen die SP und erhofft sich
damit, die jingere Generation in Zukunft besser anzusprechen, so Edith Graf-Litscher
(TG). Martin Candinas (GR) lobte als Sprecher der CVP-Fraktion die Qualitat des Service
public in allen vier Landesteilen, betonte jedoch, dass diese auch weiterhin ohne
Aufstockung der finanziellen Mittel und in erster Linie durch Wahrung des
Informationsauftrags gewahrleistet werden solle; der Einkauf von Fernsehserien und
Filmen soll kritisch Uberprift werden. Kritischer dusserten sich Vertreter der SVP-
Fraktion, stellten dabei jedoch nicht die Existenzgrundlage der SRG in Frage, wie den
Voten von Natalie Rickli (ZH) und Gregor Rutz (ZH) zu entnehmen ist. Ihre Kritik richtete
sich in erster Linie gegen diejenigen Tatigkeiten der SRG, die starker in Konkurrenz zu
privaten Angeboten stehen, so etwa Angebote im Unterhaltungs- und Sportsektor.
Verstarkte Subsidiaritat forderte etwa auch Jurg Grossen (BE) im Namen der GLP-
Fraktion.

Im Rahmen dieser parlamentarischen Beratung dusserte sich die grosse Kammer auch
zu drei Geschéften, die in nahem Bezug zu Inhalten des Berichts, resp. zur Service-
public-Debatte im Allgemeinen, stehen. Einer mitte-linken Kommissionsminderheit
folgend lehnte der Nationalrat ein Anliegen seiner KVF ab, das eine duale
Konzessionskompetenz fir Parlament und Bundesrat forderte und somit den Einfluss
des Parlaments in diesem Bereich starken wollte. Ebenso verweigerte er seine
Zustimmung zu einer weitergehenden parlamentarischen Initiative, die eine
ausschliessliche Konzessionsvergabe durch das Parlament forderte. Letzteres tat der
Nationalrat auf Anraten seiner Kommissionsmehrheit, die ordnungspolitische Bedenken
geaussert und das Vorhaben als nicht realisierbar eingestuft hatte. Allenfalls geédndert
werden soll hingegen der im Bericht festgestellte Umstand, dass die Schweiz zu einigen
wenigen demokratischen Landern gehort, die Uber keine verwaltungsunabhangige
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Aufsichtsbehdrde fur Radio und Fernsehen verflgen. Ein Postulat, welches
Méglichkeiten zur Schaffung einer solchen Instanz aufzeigen soll, stiess im Rat auf
stillschweigende Zustimmung. Die parlamentarische Beratung der in Reaktion auf den
Zusatzbericht eingereichten Vorstésse steht noch aus. *

Nach erneuter Beratung bekraftigte die KVF-NR im Februar 2017 ihren ersten Entscheid
betreffend die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) und beantragte ihrem Rat, dem
Anliegen mit 12 zu 10 Stimmen bei 3 Enthaltungen Folge zu geben. Der Nationalrat
stltzte diesen Antrag und gab der Initiative in der Sommersession 2017 Folge. Er tat
dies mit 99 zu 78 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Neben der SVP stellte sich auch die GLP-
Fraktion, die Grossmehrheit der FDP.Liberalen-Fraktion und eine Minderheit der CVP-
Vertreterinnen und -Vertreter hinter das Anliegen. Auf der anderen Seite stimmten die
SP und die Griinen geschlossen fir einen Antrag Graf-Litscher (sp, TG), in welchem die
bestehenden Regelungen bezlglich nichtkonzessionierter Téatigkeiten der SRG als
ausreichend erachtet wurden. Die BDP gab sich gespalten. *

Deutlich ausfihrlicher war die Debatte zur Initiative zur Abschaffung der Billag-
Gebiihren im Nationalrat. Die urspringlich veranschlagte Zeit reichte aufgrund der
langen Liste an Einzelrednerinnen und -rednern nicht aus, so dass eine zusatzliche
Open-End-Sitzung eingelegt werden musste. Eine Kommissionsminderheit Rutz (svp,
ZH) hatte zuvor einen direkten Gegenvorschlag formuliert, der die Abgabe flr Haushalte
auf héchstens 200 Franken begrenzen und fir Unternehmen ganzlich streichen wollte.
Somit wirde das Budget der SRG und der regionalen Radio- und Fernsehsender
ungefahr halbiert. Gregor Rutz bewarb seinen Gegenvorschlag als Mittelweg zwischen
den Extremvarianten .keine Einsparungen™ und ,vollstandige Streichung der Gebuhren™.
Der Gegenvorschlag solle es der SRG trotz Einsparungen erlauben, ihre Aufgaben - den
Schutz sprachlicher Minderheiten und die Férderung der nationalen Kohasion - zu
erfullen. Eine zweite Minderheit Rutz beantragte, die Initiative Volk und Standen zur
Annahme zu empfehlen.

Anklang fand der Gegenvorschlag vor allem bei Parlamentarierinnen und
Parlamentariern der SVP. So wurden wie bereits im Stdnderat insbesondere die Abgabe
far Unternehmen und das Machtmonopol der SRG, gegen das private Anbieter nicht
ankédmen, kritisiert. Einen Schritt weiter ging Adrian Amstutz (svp, BE), der das
Machtmonopol der SRG auch auf die Politik bezog: Die Abhangigkeit zwischen Politik
und der SRG sei so gross geworden, dass man sich auf Seiten der anderen Parteien
nicht mehr traue, die SRG zu kritisieren. Dies fihre umgekehrt zu mehr Kritik an der
SVP in den SRG-Programmen. Toni Brunner (svp, SG) wies Uberdies darauf hin, dass sich
die SRG die sogenannte No-Billag-Initiative durch ihr rucksichtsloses Handeln selbst
eingebrockt habe. Als ,stolzes Mitglied des Initiativkomitees der No-Billag-Initiative™
meldete sich auch Lukas Reimann (svp, SG) zu Wort. Er kritisierte die
~Zwangsgebuihren®, die auch Personen zahlen missten, die keinen Fernseher haben
oder die das Programm der SRG nicht brauchen. So fuhre die Annahme der No-Billag-
Initiative zu einer grésseren Medienvielfalt, gar zum Durchbruch der Medienfreiheit,
weil die Dominanz durch die SRG wegfalle. Sie setze zudem die Kaufkraft von 1,35
Milliarden Franken pro Jahr frei und kurble so die Wirtschaft an.

Ganz so positiv beurteilten nur die wenigsten Nationalrdtinnen und Nationalrate die
Initiative oder den Gegenvorschlag, dennoch betonten auch mehrere ihrer Kritiker,
dass die SRG heute zu marktméchtig sei. So bedurfe es einer grindlichen Diskussion
zum Umfang des Service public in den Medien, welche aber mit dem Service-public-
Bericht nicht zufriedenstellend gefihrt worden sei, betonte zum Beispiel Thierry
Burkart (fdp, AG). Zudem héatten einige einen weniger extremen Gegenvorschlag
beflrwortet, zum Beispiel in Form der bereits von Thomas Maier (glp, ZH) geforderten
Plafonierung der Empfangsgeblhren. Frédéric Borloz (fdp, VD) kiindigte Uberdies im
Namen der FDP-Fraktion ein grosses Reformprogramm zur Medienlandschaft in der
Schweiz an.

Auf der anderen Seite gab es aber auch deutliche Kritik an der Initiative und am
Gegenvorschlag. So warnte zum Beispiel Bernhard Guhl (bdp, AG), dass es bei Annahme
der Initiative oder des Gegenvorschlags zu italienischen Verhaltnissen kommen kénnte,
bei denen eine Person ganze Medienhduser besitze. Eine solche Entwicklung sei
tendenziell bereits bei der Presse feststellbar. Matthias Aebischer (sp, BE) wies darauf
hin, dass Personen, die eine Vorlage wie die ,No Billag"-Initiative einreichen,
beabsichtigten, .die Macht von anderen Medienunternehmen, zum Teil mit politischem
Hintergrund, auslzulbauen®. Wie bereits im Standerat betonten die Gegner der
Initiative und des Gegenvorschlags vor allem, dass eine Vielzahl der Leistungen der
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Medienunternehmen ohne respektive nur mit der Hélfte der Geblhren nicht erbracht
werden kénnten, was eine Gefahr fir die Kohasion der Schweiz und fur die
Randregionen darstelle. Sie wurden auch nicht mide zu erklaren, dass zum Beispiel mit
der Annahme der Shared-Content-Motion, welche es privaten Schweizer
Medienanbietern erlauben soll, ausgestrahlte Beitrage der SRG niederschwellig zu
verwenden, bereits Bestrebungen zur Verringerung der Marktmacht der SRG im Gange
seien.

Schliesslich entschied sich der Nationalrat mit 108 zu 70 Stimmen (bei 2 Enthaltungen)
gegen ein Eintreten auf den Gegenvorschlag und mit 122 zu 42 Stimmen dafur, Volk und
Standen die Initiative zur Ablehnung zu empfehlen. Fir den Gegenvorschlag sprach sich
die geschlossene SVP-Fraktion sowie Teile der FDP-Fraktion aus; fur den Antrag auf
Annahme der Initiative entschieden sich Teile der SVP-Fraktion sowie vereinzelte
Parlamentarierinnen und Parlamentarier der FDP. Gespalten zeigte sich die SVP-
Fraktion bei der Schlussabstimmung im Nationalrat: Die Mehrheit der Fraktion lehnte
die Nein-Empfehlung ab, ein relativ grosser Teil enthielt sich der Stimme und eine
Minderheit hiess sie gut. Insgesamt entschieden sich der Nationalrat mit 129 zu 33
Stimmen (bei 32 Enthaltungen) und der Standerat mit 41 zu 2 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
fur eine Nein-Empfehlung zur Initiative. Somit wird die Initiative zur Abschaffung der
Billag-Gebuhren im Méarz 2018 Volk und Stdnden ohne Gegenvorschlag und mit der
Empfehlung zur Ablehnung zur Abstimmung vorgelegt werden. *

Zwischen der Behandlung der Initiative im Parlament im September 2017 und der
Volksabstimmung im Méarz 2018 riss die Berichterstattung und die Debatte iiber die
Initiative zur Abschaffung der Billag-Gebiihren nicht mehr ab. Insbesondere nachdem
Medienministerin Doris Leuthard im Oktober 2017 die neue Radio- und Fernsehabgabe
von 365 Franken pro Jahr prasentiert hatte, gab es fir die Medien kein Halten mehr.
Diskutiert wurden in der Folge alle moglichen Aspekte der Vorlage. Relativ schnell
beschrieben war der Inhalt der Initiative: Die Empfangsgebthr fir Radio und Fernsehen
soll abgeschafft werden und der Bund soll in Friedenszeiten keine Radio- und
Fernsehstationen betreiben oder subventionieren durfen. Stattdessen soll er
entsprechende Konzessionen versteigern. Welche Auswirkungen eine solche Anderung
hétte, wer sie befUrwortete oder bekampfte und wer wie davon betroffen ware, sorgte
in der Folge in Medien und Gesellschaft fur viel Gesprachsstoff und wurde in Uber
7'000 Presseartikeln und 68'000 Tweets, Letztere geméss (Fog) alleine zwischen
anfangs Januar und Mitte Februar 2018, diskutiert.

Zu Beginn des Abstimmungskampfes besonders interessant war die Frage nach den
Initianten und Befiirwortern der Vorlage. Diese stellten geméss Le Temps eine «alliance
de circonstance» zwischen verschiedenen Akteuren vor allem aus der Deutschschweiz
dar: neoliberale Rechte insbesondere aus der Zircher SVP; junge Libertare, die
dadurch ihre Vision einer ultraliberalen Welt verbreiten wollten, sowie private Verleger,
die sich Vorteile aus der Initiative erhofften. Die Hauptakteure der No-Billag-Komitees
kamen folglich mit Olivier Kessler, Co-Initiator der Initiative und einstigem Prasidenten
der Jungen SVP Schwyz, mit Thomas Juch, No-Billag-Co-Prasident und Vizeprasident
der Jungfreisinnigen, mit Andreas Kleeb, Kommunikationsstratege und ehemaligem
Parteiprasidenten der FDP Zug, und mit den Prasidenten der Unterstitzerkomitees der
Romandie, dem Jungfreisinnigen Nicolas Jutzet, und des Tessins, dem SVP-
Gemeinderat von Lugano, Alain Buhler, aus dem Umfeld junger Libertarer. Deren
Bewegung erlangte in der Folge durch Zeitungsinterviews und Auftritte in
Diskussionsrunden einige mediale Aufmerksamkeit.

Anfangs sprach sich neben den Initianten kaum jemand fur die Initiative aus;
unterstitzt wurde sie lediglich von der Zircher SVP und vom Gewerbeverband, die
beide relativ fruh die Ja-Parole beschlossen hatten. Auch die Aktion Medienfreiheit,
eine Gruppe privater Verleger prasidiert von Natalie Rickli (svp, ZH), sprach sich fur die
Vorlage aus, da ihr die Aktivitdten der SRG zu weit gingen. Lange fragten sich die
Medien, was die SVP machen werde: Es seien bei ihr zwar schon immer Sympathien fir
die Initiative zu splren gewesen, aber die Partei sei diesbezlglich gespalten. Eine
Halbierung der Gebuhr, wie es ihr Gegenvorschlag vorgesehen hatte, wéare von den
meisten Exponentinnen und Exponenten bevorzugt worden, war zu lesen. Ebendiese
Forderung anstelle der radikaleren Nullforderung hatte Nationalratin Rickli den
Initianten bereits vor Lancierung des Volksbegehrens nahegelegt. Die Medien erklarten
die Zurtckhaltung der SVP damit, dass es sich beim Thema der Initiative nicht um ein
Kernanliegen der SVP handle und die im Januar 2018 lancierte Begrenzungsinitiative
viele Ressourcen binde. Im Laufe der Kampagne sprachen sich jedoch immer mehr
Mitglieder der SVP fur die Initiative aus, unter ihnen auch alt-Bundesrat Christoph
Blocher und Nationalratin Magdalena Martullo-Blocher (svp, GR). Kurz vor der
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Abstimmung empfahl die SVP schliesslich mit 242 zu 17 Stimmen ein Ja zur Initiative.
Zudem fassten die EDU und die Unabhéngigkeitspartei up! die Ja-Parole.

Da zu Beginn der Kampagne noch unklar war, ob sich die SVP oder der Gewerbeverband
finanziell beteiligen wirden, setzten die Beflurworter der Initiative auf Crowdfunding.
Dieses sorgte fur Aufmerksamkeit, nachdem der Betreiber der Crowdfunding-Seite
erklart hatte, die Sammelaktion fur die Initiative zu stoppen und die bereits erhaltenen
Gelder zurlckzubezahlen. Die No-Billag-Initiative sei schlecht fur die Kohésion der
Schweiz und als privates Unternehmen habe man das Recht, den Auftrag zu verweigern,
erklarte die Geschéftsleitung. Olivier Kessler wertete dies als Sabotage und Affront
gegen die Leute, die bereits insgesamt CHF 11'500 fur die Initiative gespendet hatten.
Knapp 24 Stunden spéter startete das Crowdfunding auf einer privaten Seite erneut
und erzielte nun - aufgrund von Solidaritatsbekundungen oder Gratiswerbung - mehr
Spendengelder als zuvor: In den ersten 48 Stunden erhielten die Beflirworter Spenden
Uber CHF 22000, bis Ende Dezember 2017 nahmen sie insgesamt CHF 86°000 mittels
Crowdfunding ein.

Das Lager der Initiativgegner war relativ breit aufgestellt. Von den Parteien gaben die
SP, die Grilinen, die CVP, die BDP, die GLP, die EVP und die CSP die Nein-Parole heraus,
genauso wie zum Beispiel Operation Libero, die Schweizerische Bischofskonferenz, die
KdK und die Westschweizer Regierungskonferenz. Zdgerlicher zeigten sich
Economiesuisse und FDP. Die Freisinnigen fassten zwar mit 204 zu 82 Stimmen klar die
Nein-Parole, machten aber an der Delegiertenversammlung ihrem Unmut gegenlber
der SRG Luft. FDP-Préasidentin Petra Gossi (fdp, SZ) fasste die Position der Partei
entsprechend zusammen: «Es braucht Anpassungen, aber keine Revolution.» Auf
deutliche Ablehnung stiess die Initiative hingegen bei der CVP, von den Medien haufig
als «<SRG-Partei» bezeichnet. Mit 50 zu O Stimmen beschloss der Parteivorstand die
Nein-Parole entsprechend deutlich; die CVP Ubernahm zudem die Leitung der
Kampagne. Trotz ihrer ablehnenden Haltung gegenlber dem Volksbegehren geizten
zahlreiche Initiativgegner nicht mit Kritik an der SRG und betonten, dass sie fir den
Gegenvorschlag gestimmt hatten, wenn dieser zustande gekommen ware.

In Ubereinstimmung mit der breiten Gegnerschaft der Initiative entstanden zahlreiche
verschiedene Contra-Komitees. Dazu gehdrten ein Uberparteiliches Komitee «Nein zu
No Billag», dem sich Uber 140 nationale Parlamentarierinnen und Parlamentarier
anschlossen, der Verein «Nein zum Sendeschluss»  dem verschiedene
zivilgesellschaftliche Akteure, darunter der Schriftsteller Pedro Lenz, der Direktor der
Schweizer Journalistenschule und ehemalige SRF-Chefredaktor Diego Yanez sowie die
Co-Prasidentin von Operation Libero Laura Zimmermann, angehorten. Operation
Libero engagierte sich auch in einer eigenen Kampagne und erhoffte sich, mit
Crowdfunding CHF 280°000 zu erhalten, was dem Betrag entspricht, den die Bewegung
bereits fur ihre Kampagne gegen die Durchsetzungsinitiative auf dieselbe Weise
erzielen konnte. Dieses Ziel erreichte Operation Libero im Dezember 2017 nach
lediglich einer Woche Sammelaktion: Nachdem eine Vorumfrage der Sonntagszeitung
einen deutlichen Vorsprung der Beflirworter gezeigt hatte, schossen die Spenden durch
die Decke. Zudem setzten sich das Komitee «NEIN zu No-Billag», bestehend aus
engagierten Personen aus der Zivilgesellschaft, das Schweizer Syndikat
Medienschaffender (SSM) mit der Kampagne «Made in Switzerland>», Kulturschaffende
mit dem <«Aufruf der Kulturschaffenden gegen No-Billag» und der «Verein fur die
Rettung meiner Lieblingssendung», der eigens flur diese Kampagne ins Leben gerufen
worden war, gegen die Initiative ein. Zudem entstanden verschiedene Regionalkomitees
in der Romandie, dem Tessin und im Blndnerland.

Breit diskutiert wurden in den Medien auch die Argumente der Befiirworter und
Gegner der Initiative. Die Initianten argumentierten, durch die Abschaffung der
sogenannten «ZwangsgeblUhren» kénne die Bevormundung der Birger durch den Staat
zumindest im Medienbereich gestoppt werden. Die Burger sollten die Freiheit haben,
zu wéhlen, was sie sehen und bezahlen wollen, erklarte Nicolas Jutzet. Dies betreffe
insbesondere die jlngere Generation, die kaum noch lineares Fernsehen nutze:
Untersuchungen des Fog sowie von Mediapulse und Vimentis verdeutlichten, dass nur
noch 14 Prozent der 18- bis 24-Jéhrigen Fernsehen als Hauptinformationsquelle nutzen,
die Marktanteile insbesondere von SRF 1in dieser Altersgruppe deutlich niedriger liegen
als fur altere Gruppen und Junge unzufriedener sind mit der SRG als altere Personen.

Uberdies wiirden die Gebiihren einen fairen Wettbewerb und damit die Entstehung
eines «vielseitigen und qualitativ hochstehenden Fernsehmarktes in der Schweiz»
verhindern, argumentierte Mitinitiant Sebastian Frehner (svp, BS). Eines der
prominentesten Argumente der Beflrworter bezog sich demnach auf die Rolle der SRG.
Die Befurworter der Initiative erachteten die No-Billag-Initiative als Moglichkeit, die
Ubermachtstellung der SRG zu brechen und dadurch die privaten Medienunternehmen
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zu stérken. Die SRG ruiniere mit ihren GebUhrenmilliarden und einer aggressiven
Wettbewerbsstrategie die privaten Medienhduser, da sie durch den Startvorteil der
GebuUhrenfinanzierung die Privaten am Werbemarkt unter Preisdruck setze und
einfacher in neue Geschaftsfelder vorstossen kénne, wurde argumentiert. Mit dieser
Meinung standen die Initiativbeflirworter nicht alleine da. Bis weit ins gegnerische Lager
pflichtete man den Initianten bei, dass die SRG die Presse und die privaten Sender
konkurriere, obwohl sie dies rechtlich nicht durfe. Eine finanzielle Unterstitzung der
SRG sei nodtig, erklarten hingegen die Ubrigen Initiativgegner. Dass bei den Medien der
freie Markt, den die Initianten forderten, nicht spiele, kénne man am Beispiel der
Zeitungen sehen, erklarte Martin Candinas (cvp, GR). Daher bedirfe es bei Produktion
und Verteilung von politischen und kulturellen Inhalten eines staatlichen Eingriffs, war
in Le Temps zu lesen. Ohne staatliche Unterstutzung kénnten die Kosten zur
Bereitstellung dieser Informationen nicht gedeckt werden. Da es sich fur die grossen
Medienunternehmen nicht lohnen wirde, sich an der Versteigerung der Konzessionen
zu beteiligen, kdme eine Ersteigerung einzig fur Milliardéare in Frage, betonte Roger
Nordmann (sp, VD) zudem. Folglich kdme es bei Annahme der Initiative zu einer
sogenannten «Berlusconisierung» der Medienlandschaft: Einzelne finanzstarke
Personen oder Unternehmen wirden zuklnftig den Medienmarkt und damit die
Meinungsbildung dominieren.

Welche direkten Folgen eine Annahme der Initiative fur die SRG hatte, war sehr
umstritten und entwickelte sich immer mehr zur Glaubensfrage. Wahrend
Medienministerin Leuthard sowie mehrere Exponenten der SRG betonten, dass eine
Annahme der Initiative das Ende der SRG bedeuten wirde, bezweifelten dies die
Initianten. Leuthard erklarte, dass die Initiative so klar formuliert sei, dass der
Bundesrat sie per Verordnung umsetzen wirde - das entsprechende Gesetz kdnne
wohl kaum rechtzeitig erarbeitet werden. Man wirde daher die Gebuhren innerhalb
eines Jahres zurlckfahren. Auch SRG-Prasident Jean-Michel Cina, SRG-
Generaldirektor Gilles Marchand sowie SRF-Direktor Ruedi Matter betonten, dass es bei
einer Annahme zu einem Lichterléschen bei der SRG und zu einer sukzessiven
Entlassung der 6'000 Mitarbeitenden kommen wirde. Insbesondere da bei Annahme
der Initiative ein Grossteil der Blrger sofort aufhéren wirde, Geblhren zu bezahlen,
wodurch die SRG in klrzester Zeit Liquidationsprobleme bekame. Danach gabe es in
der Schweiz nur noch hoch kommerzielles Fernsehen mit viel Werbung. Dieser
Darstellung widersprachen die Initianten: Sendungen mit hohen Einschaltquoten
liessen sich Uber den Werbemarkt weiterhin finanzieren, betonte zum Beispiel Andreas
Kleeb. Die SRG wurde durch die Initiative zu einem gewdhnlichen Medienunternehmen,
das sich am Markt bewahren musste, erklarte auch Christoph J. Walther, Fachjournalist
far Medien. Die Weltwoche rechnete aus, dass die SRG CHF 310 Mio. einnehmen
konnte, wenn nur ein Viertel aller heutigen SRG-Nutzerinnen und -Nutzer die SRG-
Programme zuklnftig abonnieren wirde. Da man bezlglich Werbung freier ware,
kénnte man den Zuschauerrickgang durch langere Werbefenster sowie Werbung in
Internet und Radio kompensieren. Auch der emeritierte Rechtsprofessor Rainer J.
Schweizer hielt die Darstellung eines abrupten Endes der SRG flr Ubertrieben. Er
erklarte, die SRG wirde vorlaufig ihren Programmauftrag behalten und konnte weiter
existieren, bis das Parlament das RTVG angepasst habe, weil dieses eine stérkere
rechtliche Wirkung habe als die AusfUhrungsbestimmungen der Initiative. Um die
Diskussionen zur Zukunft der SRG bei Annahme der Initiative auf eine solidere Basis zu
stellen, hatte die KVF-NR bereits im April 2017 einen Bericht des BAKOM zu zwei
Budgetvarianten der SRG gefordert, der im Juni 2017 erschien.

Nicht nur die SRG, auch die 21 respektive 13 regionalen Radio- und Fernsehstationen
wirde eine Annahme der Initiative vor grosse Probleme stellen, gaben Letztere zu
bedenken. Diese erhalten ebenfalls CHF 68 Mio., zuklnftig sogar CHF 81 Mio., aus dem
Gebuhrentopf und sind zu etwa 50 Prozent gebUhrenfinanziert. Ohne diese
Unterstlitzung kéonnten sie somit kaum UGberleben. Silvio Lebrument, Geschéftsfihrer
der Somedia, erklarte, auch fur den Radio- und Fernsehsender Sudostschweiz wurde
eine Annahme der Initiative das Aus bedeuten. Folglich kritisierte auch der Verband der
Schweizer Regionalfernseher Telesuisse die Initiative stark.

Eine Annahme der Initiative hatte schliesslich gemass den Initiativgegnern auch
negative Konsequenzen fir die (Sprach-)Minderheiten. So erklarte Medienministerin
Leuthard im Dezember, dass die Initiative diese deutlich starker treffen wiirde als die
Deutschschweiz. Heute fande eine Quersubventionierung der franzésisch- und
italienischsprachigen Sender durch die Deutschschweizer Geblhrenzahlenden statt:
RSI zum Beispiel erhélt 20.5 Prozent der Gebilhreneinnahmen fir 8.1 Prozent der
Einwohnerinnen und Einwohner. Ohne diese Umverteilung kénnten Radio- und
Fernsehsender in anderen Sprachregionen kaum produziert werden, da die Markte zu
klein seien, erklarte Pascal Crittin, Direktor von RTS. Ausschliesslich werbefinanziert
liesse sich hochwertiges Fernsehen nicht produzieren, bei einem Ja musse RTS daher
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schliessen. Entsprechend kritisch zeigten sich die Medien und Akteure in der Romandie
bezuglich der Initiative. Relativ lange war die Diskussion zur Initiative in den
Westschweizer Medien deutlich weniger virulent als in der Deutschschweiz, die
Initiative galt als chancenlos. Zudem sei das Westschweizer Fernsehen gemass Peter
Rothenblhler, langjahrigem Chefredaktor von Le Matin, dank verschiedener
hervorragender Informationssendungen in der Bevdlkerung fest verankert. Aufgrund
ausgewogener Informationsveranstaltungen und kontroverser Diskussionen sei auch der
Vorwurf, die Sender seien politisiert, nie aufgekommen. Diese positive Einstellung zur
SRG zeigte sich auch in der von Année Politique Suisse untersuchten Inseratekampagne:
Im Vergleich zu friheren Vorlagen wurden in den franzdsischsprachigen oder
zweisprachigen Kantonen Uberdurchschnittlich viele Contra-Inserate publiziert, jedoch
beinahe keine Pro-Inserate.

Speziell war die Lage flur den Kanton Tessin, wo RSI mit 1100 Stellen, 500 Stellen bei
Zulieferern und einer Wertschopfung von CHF 213 Mio. gemass einer Studie des
Wirtschaftsforschungsinstituts BAK Basel einer der grossten Arbeitgeber des Kantons
ist. RSI-Direktor Maurizio Canetta betonte entsprechend die Gefahr der Vorlage fur den
Sudkanton. Da das Tessin aktuell dreimal mehr Geld aus dem GebUhrentopf erhalte, als
es einzahle, wirden bei Annahme der Initiative nur noch kommerzielle Gewinne zéhlen,
die Regionalitat ginge verloren. Mittelfristig musse RSI schliessen, dann kénnten nur
noch italienische Sender empfangen werden. Trotz oder gerade wegen der starken Lage
von RSI entwickelte sich im Tessin eine Uberaus starke Beflirworterkampagne zur
Initiative. Mit fast 60 Inseraten im untersuchten Zeitraum und den untersuchten
Zeitungen - von denen jedoch mehr als die Halfte in der Lega-nahen Zeitung «ll Mattino
della Domenica» erschienen waren - legten sich die Beflirworter machtig ins Zeug, wie
die Auswertung von Année Politique Suisse zeigte. Hauptsachlich kritisierten sie darin
die Grosse der SRG und die staatliche Kontrolle des Fernsehens.

Ebenfalls besonders stark betroffen war der Kanton Graublnden als einziger
dreisprachiger Kanton. Martin Candinas erklarte, die Vorlage sei ein Frontalangriff auf
das ratoromanische Radio- und Fernsehangebot und ein Kahlschlag fur den
Medienplatz Schweiz. Der Kanton Graublinden wirde bei einer Annahme der Initiative
aus den Medien verschwinden, berichtet werden wirde nur noch Uber
Naturkatastrophen, ergénzte Nationalratin Silva Semadeni (sp, GR). Die Initiative musse
klar abgelehnt werden, damit ein deutliches Signal fur eine starke SRG gesendet werden
kénne, die in der Lage ware, Minderheitensprachen, Berggebiete und periphere
Regionen zu berlcksichtigen. Im Laufe der Kampagne wurden die Initiativgegner immer
deutlicher, Standerat Stefan Engler (cvp, GR) etwa sprach vom Verlust eines Stiickes
Identitat der Ratoromanen und von «einer Katastrophe flir den Kanton Graublnden».
Entsprechend aktiv zeigten sich die Blndner Initiativgegner auch in der
Kampagnenphase - in keinem anderen Kanton zahlte Année Politique Suisse mehr
Contra-Inserate.

Das Argument der Sprachminderheiten war jedoch auch in der Deutschschweiz
relevant. Hier sahen die Initiativgegner nicht nur die Schweizer Medienlandschaft,
sondern mit ihr gar die nationale Kohéasion gefahrdet. Diese beruhe namlich gemass
NZZ unter anderem auf der Bereitschaft, die kleineren Sprachregionen mit Nachrichten
und Unterhaltung zu bedienen und die kulturelle Vielfalt zu férdern. Durch die Initiative
wirde «einer der letzten Stutzpfeiler unseres gemeinsamen Schweizer Dachs» verloren
gehen, erklarte Nationalrat Christoph Eymann (Ipd, BS).

Gegen eine solche «Uberhdhung» der SRG wehrten sich wiederum die Beflirworter der
No-Billag-Initiative: Die Initiativgegner wirden die SRG zur Rettung der vierten Gewalt
und die No-Billag-Abstimmung zur Schicksalsfrage fir die Schweiz hochstilisieren,
kritisierte Nationalrat Lukas Reimann. Dabei hatten Umfragen gezeigt, dass selbst von
den Initiativgegnern eine Mehrheit nicht glaube, dass die SRG mit Annahme der
Initiative untergehen wirde. Schliesslich bestritten die Beflrworter der Initiative nicht
nur die Darstellung der Medienministerin und der SRG-Verantwortlichen, wonach die
SRG bei Annahme der Initiative nicht Uberleben kénne, sie kritisierten insbesondere
auch deren Weigerung, einen Plan B vorzulegen. Die SRG-Fuhrung habe die Pflicht, den
Fortbestand des Unternehmens sowie die Fortbeschéaftigung der Mitarbeitenden unter
allen Umstanden zu sichern, erkléarte unter anderem Nationalrat Gregor Rutz (svp, ZH).
Dies veranlasste Andreas Kleeb, aber auch den Verleger der AZ Medien, Peter Wanner,
zu Spekulationen, wonach die SRG Uber einen Plan B verflge, diesen aber aus
taktischen Griinden nicht kommuniziere.

Die Kampagnen zur No-Billag-Initiative konzentrierten sich  stark auf
Onlinekommentare und soziale Medien. Die Twitter-Aktivitdten zu No-Billag starteten
anfangs Oktober und stiegen bis Ende Februar stetig an. Das Fog zéhlte von Januar bis
Mitte Februar 2018 insgesamt 68'000 Tweets. Die Untersuchung des Fog bestatigte
auch die oftmals gedusserte Vermutung, dass es bei den Twitter-Aktivitaten zu einer
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Bildung von Informations-Filterblasen komme: Groésstenteils bekamen die Nutzer nur
Inhalte zu Gesicht, die mit ihren eigenen Ansichten Ubereinstimmten. Ausserordentlich
stark tobte der Abstimmungskampf auch in den Medien. Das Fog bezeichnete die No-
Billag-Initiative als «Sonderfall», da die Initiative Uber die ganze Kampagnendauer
Uberdurchschnittlich viel Aufmerksamkeit in den Medien erzielt hatte. Das Fog zahlte in
den 14 Wochen vor der Abstimmung in den untersuchten Zeitungen 1049 inhaltliche
Artikel zur Vorlage - insgesamt war die Rede von Uber 7000 Artikeln -, deutlich mehr als
bei anderen vielbeachteten Vorlagen wie der Unternehmenssteuerreform Ill, der
Durchsetzungsinitiative, der Masseneinwanderungsinitiative oder gar beim RTVG. Die
Tonalitat bezlglich der Initiative war in beinahe allen untersuchten Medien negativ,
einzig die Weltwoche berichtete mehrheitlich positiv dartber. Vergleichsweise gut
schnitt die Initiative auch bei der Aargauer Zeitung, 20 Minuten, der BaZ und der
Sonntagszeitung ab. Uberdurchschnittlich viel Resonanz erhielten geméass dem Fog die
Pro-Akteure jedoch neben der Weltwoche auch in den untersuchten Programmen der
SRG. Waéhrend die Kampagne somit im inhaltlichen Teil der Zeitungen
Uberdurchschnittlich stark vertreten war, zeigte sich in den Inseratespalten kein
auffalliges Bild: Die Komitees schalteten im Vergleich mit Abstimmungen der
vergangenen vier Jahre nur durchschnittlich viele Zeitungsinserate.

Am héaufigsten portratiert wurde die Position von Vertretern der Zivilgesellschaft, wie
die Studie des Fog zeigte. Diese gehodrten gemass Fog Uberdies zu den grossten
Kritikern der Initiative. So meldeten sich im Laufe der Kampagne zahlreiche
zivilgesellschaftliche Organisationen zu Wort; Diego Yanez, Vorstandsmitglied des
Komitees «Nein zum Sendeschluss», sprach von einem «Ruck, der durch die
Zivilgesellschaft» ging. Bekampft wurde die Vorlage von vielen Seiten: Der
Gehorlosenbund zum Beispiel sprach sich gegen die Initiative aus, da man auf
Sendungen mit Untertiteln oder in Gebérdensprache angewiesen sei. Bereits das
heutige Angebot sei ungentgend, eine Annahme der Initiative wirde aber die Situation
noch verschlechtern, erklarte Corinne Parrat, die gehdrlose Miss-Handicap 2009. Auch
die Sportfans und -organisatoren meldeten sich zu Wort. Sie sorgten sich, dass nach
Annahme der Initiative kaum noch SportUbertragungen im Free TV zu sehen sein
wirden. Seit Beginn der Erhebung 2013 waren die zehn meistgeschauten Sendungen im
SRF Sportibertragungen, von den Top 100 beinhaltete fast jede zweite Sendung Sport.
Insbesondere Anhéanger von Nischensportarten waren besorgt: Private wurden wohl
kaum Berichte zu Uber 100 verschiedenen Sportarten ausstrahlen, wie es die SRG tue,
war zu vernehmen. Auch Swiss Olympic beteiligte sich an der Diskussion: Die SRG sei
einer «der wichtigsten Sportférderer der Schweiz», sowohl fur Elite- als auch fur
Breitensport. Ein Ja wére daher das Ende von mehr als nur der SRG.

Auch von kultureller Seite wurde Kritik an der Initiative laut. Die Interessengemeinschaft
Volkskultur, der 33 Verbande und 400°000 Aktivmitglieder angehoren, fasste
einstimmig die Nein-Parole. Prasident Albert Vitali (fdp, LU) erklarte, bei Annahme der
Initiative sei zum Beispiel die Ubertragung von Schwing- und Jodelfesten in Gefahr, weil
Private die Kosten der Ubertragung nicht stemmen koénnten. Die Nein-Parole erliessen
auch der Blasmusikerverband sowie der Eidgendssische Jodelverband. «Fur die
Freunde der Volkskultur ist die Initiative ein Affront», betonte die Prasidentin des
Jodelverbands Kathrin Niederberger. Fir Brauchtumsfeste sei die SRG ein
unverzichtbarer Partner.

Anders sah es hingegen lange Zeit bei der Schweizer Musikbranche aus. Noch im
November 2017 kritisierte die Sonntagszeitung, dass sich diese nicht zur Vorlage
ausserte, obwohl die SRG die Karrieren der Schweizer Musiker entscheidend gefordert
habe. So wirden jahrlich CHF 300 Mio. von der SRG zu den Kinstlern fliessen, was fur
einige mehr als 40 Prozent des Einkommens ausmache. Da Privatradios einen deutlich
niedrigeren Anteil an Schweizer Musik spielten als die SRG-Kanéle, seien die Musiker auf
Letztere angewiesen. Ahnlich sehe es bei der Filmbranche aus, betonten die Medien.
Die SRG habe in den letzten 30 Jahren CHF 300 Mio. in die Filmférderung investiert
und unterstttze zudem jahrlich Schweizer Filme mit CHF 30 Mio. bis 40 Mio. Dieser
Aufruf zeigte Ende 2017 Wirkung, als unter dem Motto «Nein zum Blackout - Nein zu No
Billag» Werbespots mit zahlreichen verschiedenen Schauspielerinnen und Schauspieler
ausgestrahlt wurden. Finanziert wurden diese vom Dachverband der Schweizer Film-
und Audiovisionsbranche Cinésuisse, der darauf hinweisen wollte, dass zahlreiche
Filme wie «Die Schweizermacher» oder «Heidi» ohne die enge Partnerschaft mit der
SRG nicht héatten realisiert werden kénnen.

Diese Solidaritatsbekundungen I6sten jedoch nicht nur Begeisterung aus. Die
Weltwoche sah sich in ihrer Kritik bestatigt: Durch die Initiative wirden die
Verflechtungen der SRG sichtbar; diese mache sich die Abhangigkeiten zahlreicher
Akteure fur ihre Zwecke zu Nutze. Dabei kritisierte die Weltwoche insbesondere die
Printmedien, welche die SRG Uber die Jahre abhéngig gemacht habe. Zum Beispiel
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zahle sie jahrlich mehrere Millionen Schweizerfranken an die Somedia, die NZZ-Gruppe
sowie die AZ-Medien und insgesamt fléssen jahrlich CHF 67.5 Mio. an private Radio-
und Fernsehstationen. Das erklare auch, warum von dieser Seite nur leichte Kritik an
der SRG geéaussert wlrde. Diejenigen, die auf diese Weise von der SRG profitierten,
hatten sich nun auch gegen die Initiative ausgesprochen, erklarte die Weltwoche.
Allgemein blieb die Haltung der Zeitungen zur Initiative jedoch wunklar. Der
Verlegerverband (VSM) mochte anfangs keine klare Ja- oder Nein-Parole fassen,
empfahl schliesslich aber trotz bestehender Differenzen die Ablehnung der Initiative.
Zwar sei man fur die Gebuhrenfinanzierung, mache aber die Starke des Engagements
von den Zugestéandnissen der SRG abhéngig, erklarte Geschéaftsfihrer Andreas Hauptli.
Die SRG solle demnach langfristig ohne Werbung und Sponsoring auskommen und die
Kommerzialisierung des Angebots reduzieren, wurde gefordert. Auch der
Westschweizer Verband Médias Suisses sprach sich gegen die Initiative aus, wollte aber
die Contra-Kampagne nur unterstiutzen, wenn die SRG auf zielgerichtete Werbung
verzichte und aus der Admeira austrete.

Unter besonderer Beobachtung standen auch wahrend der Kampagnenphase die SRG
und ihre Mitarbeitenden: Vielfach wurde beflrchtet, dass sie aufgrund der fir sie
weitreichenden Konsequenzen der Initiative nicht wirden neutral bleiben kénnen.
Mitte Oktober definierte die SRG interne Leitlinien, die es ihren Mitarbeitenden
erlaubten, ihre Position Uber soziale Netzwerke zu vertreten und das Programmangebot
und die Werte der SRG proaktiv zu betonen. Die Mitarbeitenden durften hingegen keine
direkten Abstimmungsempfehlungen abgeben. In ihren Sendungen nahm die SRG
gemass Fog eine klar kritische Haltung zu der Initiative ein, die negative Tonalitat von
SRF und RTS entsprachen jedoch der durchschnittlichen Haltung der Medien, erklarte
das Fog weiter. Uberdurchschnittlich grosse Resonanz erhielten jedoch die Statements
der Befurworter bei der SRG. Diese zeigten sich jedoch mit dem Verhalten der SRG und
ihrer Mitarbeitenden im Rahmen des Abstimmungskampfes nicht zufrieden und
kritisierten deren «breit angelegte Informationskampagne», wie es der Bote der
Urschweiz formulierte. Insbesondere Sendungen zur Initiative selbst, vor allem die
Arena respektive ihr Moderator Jonas Projer wurden kritisiert. Olivier Kessler
beschuldigte Projer als SRG-Angestellten und «Zwangsgebuihren-Profiteur» zu wenig
unabhangig zu sein, um die Sendung zur No-Billag-Initiative fair zu leiten. Er habe die
Sendung einseitig moderiert und die Initiativbeflrworter deutlich héaufiger
unterbrochen als die Gegner, ergénzte Kessler auf seinem Blog. Auf diese
Anschuldigungen entgegnete Projer, dass die wichtigsten Themen beider Seiten
angesprochen worden seien und die Redezeit ausgeglichen gewesen sei - man habe
dies absichtlich gemessen. Unterstiutzung erhielt Projer im Nachhinein von SRG-
Ombudsmann Roger Blum, der die Sendung aufgrund zahlreicher Beschwerden
Uberprifte. Demnach habe Projer Kessler deutlich weniger kritische und mehr
unkritische Fragen gestellt als Bundesratin Leuthard, habe diese aber nie, Kessler sowie
Joachim Eder als Vertreter der Initiativgegner aber gleich haufig unterbrochen.
Insgesamt seien die Beflrworter zwar deutlich haufiger unterbrochen worden, eine
«férmliche Diskriminierung» habe der Ombudsmann aber nicht festgestellt. Das hatten
einige Zuschauer freilich anders wahrgenommen, in den sozialen Medien gingen die
Wogen hoch. In einer Twitter-Nachricht wurden Projer und seine Kinder gar mit dem
Tod bedroht, worauf dieser Strafanzeige einreichte.

Die SRG wurde jedoch nicht nur wegen dem Inhalt ihrer Sendungen, sondern auch
wegen deren Kampagnenfinanzierung kritisiert. Die Initiativbeflrworter beflrchteten,
die SRG setze Gebulhrengelder fur den Abstimmungskampf ein, was zum Beispiel Stefan
Ammann, Prasident der Jungfreisinnigen, als Beeinflussung wertete. Entsprechende
Anfragen von Sylvia Flickiger-Bani (A. 17.5446) und Lukas Reimann (A. 17.5455) im
Parlament ergaben, dass die SRG zwar nicht Uber ein Budget fur die
Abstimmungsdebatte verfligte, wohl aber Geld fUr Medienanfragen aus dem
Budgetposten «Public Affairs» bereitgestellt hatte. Dieser betrug furs Jahr 2016 CHF
400°000. Der Bundesrat erklarte diesbezlglich, die Tragerschaft der SRG habe das
Recht und die Pflicht, Diskussionen Uber den Service public zu fihren, jedoch mussten
die Auftritte sachlich und transparent sein. Gemaéass den Initiativ-BeflUrwortern war
hingegen auch das ausserst heikel, da dadurch Arbeitszeit von Personen mit
gebUhrenfinanzierten Léhnen in Anspruch genommen werde. Ferner brauche die SRG
keine Plakate mehr zu finanzieren, weil sie stattdessen auf bereits bekannte Gesichter
setzen kénne. ¥
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Am 4. Méarz 2018 war dann der Tag der Entscheidung gekommen. Wie die
Vorbefragungen hatten vermuten lassen, wurde die No-Billag-Initiative deutlich
abgelehnt. 71.6 Prozent der Stimmenden und Mehrheiten in allen 26 Kantonen sprachen
sich gegen die Initiative aus. Besonders hoch war die Ablehnung in der Romandie,
insbesondere im Kanton Neuenburg mit 78.3 Prozent Nein-Stimmen. Auch der Kanton
GraubUlinden lehnte die Initiative mit 77.2 Prozent Nein-Stimmen deutlich ab. Am besten
kam die No-Billag-Initiative im Kanton Schwyz mit 62.4 Prozent Ablehnung, gefolgt vom
Kanton Schaffhausen mit 62.7 Prozent an; auch im Kanton Tessin fand die Vorlage mit
65.5 Prozent Nein-Stimmen nur etwa bei einem Drittel der Stimmenden Unterstutzung.
Aufgrund der intensiven Kampagne wenig tUberraschend fiel die Stimmbeteiligung mit
54.8 Prozent Uberdurchschnittlich hoch aus, im Tessin lag sie gar bei 65 Prozent. ,Die
No-Billag-Initiative startete ohne Chance, flog dann Uberraschend hoch, um
schliesslich  krachend  abzustlrzen®, fasste die Luzerner Zeitung den
Abstimmungskampf fast poetisch zusammen.

Die Initianten zeigten sich zwar enttéuscht, dass sie nicht die von ihnen erwarteten 40
Prozent Zustimmung erreicht hatten, waren aber gleichzeitig zufrieden damit, das
Thema aufs Tapet gebracht zu haben. Olivier Kessler unterstrich, dass es ihnen
gelungen war, mit der Initiative eine grosse medienpolitische Diskussion zu lancieren
und das Thema Zwangsgebuhren zu enttabuisieren. Andreas Kleeb erganzte, dass ohne
die Initiative die Gebuhren nicht auf CHF 365 gesenkt worden waren, und Thomas Juch
fasste die Hoffnung der Initianten folgendermassen zusammen: ,Wir haben heute nicht
an der Urne gewonnen, aber wir werden langfristig gewinnen®.

Erste Gewinne im Sinne der Initianten hatten sich bereits kurz vor der Abstimmung
angeklndigt. So vermeldeten verschiedene Kritiker der Initiative, nach der Abstimmung
im Parlament gegen die Sonderstellung der SRG vorgehen zu wollen. Dies bekraftigten
sie durch die Einreichung verschiedener Vorstdsse: Beat Vonlanthen (cvp, FR) wollte
mit einer Motion (Mo. 18.3070) ein Werbeverbot ab 19:30 Uhr sowie ein
Onlinewerbeverbot, eine Obergrenze fur die Werbeeinnahmen und einen Ausstieg der
SRG aus der Admeira erreichen. Eine BDP-Motion (Mo. 18.3100) zielte auf eine Senkung
der Gebuhren auf CHF 320 und auf eine entsprechende Kirzung des Budgets der SRG.
Auch GLP-Prasident Jirg Grossen (glp, BE) und FDP-Prasidentin Petra Gossi (fdp, SZ)
forderten, dass die SRG zuklinftig sparen musse. Selbst Gerhard Pfister, Prasident der
SRG nahestehenden CVP, sprach sich fir eine ,Debatte Uber Grdsse und inhaltliche
Ausrichtung der SRG" aus. SP-Prasident Christian Levrat (sp, FR) forderte stattdessen
eine verstarkte Presseforderung. Aber auch die Initiativbeflirworter waren bereits vor
dem Abstimmungssonntag erneut tatig geworden: Natalie Rickli (svp, ZH) forderte in
einer parlamentarischen Initiative eine Reduktion der Geblhren auf CHF 300 (Pa. Iv.
18.404) und Gregor Rutz (svp, ZH) beabsichtigte, die Abgabe fir Unternehmen zu
streichen (Pa. Iv. 18.405).

Auch von Seiten der SRG folgte eine Reaktion. Bereits Ende Januar hatte sich SRG-
Generaldirektor Gilles Marchand mit einem Plan R zu Wort gemeldet: Nach Ablehnung
der Initiative sollten die Strukturen der SRG vereinfacht und flexibilisiert, Prioritdten
geklart und Entscheidungen nachvollziehbarer gemacht werden. Einen Tag nach dem
Abstimmungstermin machten die Verantwortlichen der SRG einen zuséatzlichen Schritt
auf ihre Kritiker zu. Marchand bezeichnete den Abstimmungssonntag als ,Wendepunkt
in der Geschichte der SRG" und kindigte zusammen mit SRG-Prasident Jean-Michel
Cina einen Reformplan an. Die SRG werde CHF 100 Mio. sparen - doppelt so viel wie
aufgrund des GebUhrendeckels sowieso ndtig gewesen wére. Sie werde sich zukulnftig
auf ihre Raison d'Etre konzentrieren und insbesondere Informationssendungen, Filme,
Dokumentationen, Serien und mehr Eigenproduktionen ausstrahlen. Bei Spielfilmen soll
es keine Werbeunterbrechungen mehr geben, zudem werde man auf eigenstandige
Inhalte auf den Internetseiten, auf Onlinewerbung und - trotz Erlaubnis des UVEK - auf
zielgruppenspezifische  Werbung verzichten. Damit setzte die SRG trotz
Abstimmungsgewinn zumindest einen Teil der Forderungen ihrer Kritiker um.

Abstimmung vom 04. Mérz 2018

Beteiligung: 54.8%
Ja: 833'837 (28.4%) / Stande: O
Nein: 2'098'302 (71.6%) / Sténde: 20 6/2

Parolen:

- Ja: SVP (2*), EDU, JSVP, Jungfreisinnige, Gewerbeverband

- Nein: CVP, BDP (1*), EVP, FDP, GLP, Grine, LDP, SP, TravailSuisse, SGB,
Economiesuisse, VSM, Médias Suisse

* In Klammer Anzahl abweichende Kantonalsektionen 8
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DATUM: 01.01.2016
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Im November 2018 gab die KVF-NR mit 14 zu 9 Stimmen einer parlamentarischen
Initiative Rutz (svp, ZH) Folge, die das Ziel verfolgt, die mit Annahme der RTVG-Vorlage
durch das Volk beschlossene Radio- und Fernsehabgabe fiir Unternehmen zu
streichen. Der Zircher Nationalrat argumentierte unter anderem, dass bereits wahrend
der Debatte zur No-Billag-Initiative auch aus dem gegnerischen Lager Stimmen zu
vernehmen gewesen seien, die verstarkte Sparbemuhungen bei der SRG forderten. Die
Kommissionsmehrheit gab dem Initianten Recht und wies darlber hinaus auf die
Doppelbelastung fur Unternehmensinhaberinnen und -inhaber hin, die neu nicht nur
als Privatpersonen, sondern auch als Unternehmen eine Abgabe entrichten mussten.
Auf der anderen Seite hielt es die Kommissionsminderheit fur unangebracht, die
Regelung vor deren Vollzug bereits wieder zu kippen. Ferner verliere die SRG so
Einnahmen in der Héhe von CHF 170 Mio., was auch die privaten Radio- und
Fernsehstationen durch einen geringeren Abgabenanteil zu splren bekdmen. %

Presse

Auch der Nationalrat stellte sich gegen die Aufhebung der indirekten Presseférderung
und stimmte der vom Standerat im Vorjahr eingeflihrten Verscharfung der Motion
Bulliard-Marbach (cvp, FR) zu. Er tat dies mit 112 zu 60 Stimmen bei 9 Enthaltungen und
entgegen eines vorliegenden Minderheitsantrags von Seiten der SVP, der die Ablehnung
des Vorstosses verlangte und sich gegen eine spezielle Férderung der Printmedien
stellte. In Zeiten der neuen Technologien bedeute die Presseforderung ein Ausbremsen
des Strukturwandels, der eine zunehmende Vielfalt der Medien in verschiedensten
Kanalen verspreche, so die Ausfiihrungen von Minderheitssprecher Rutz (svp, ZH). *°

Medienpolitische Grundfragen

Noch bevor das UVEK und das BAKOM ihre Entscheide zum Joint Venture von SRG,
Swisscom und Ringier fallen konnten, ging SRG-Generaldirektor Roger de Weck in die
Offensive. In einem Artikel in der NZZ wies er darauf hin, dass eine Schwachung der SRG
die Verleger nicht stérke und dass Kooperationen die einzige zukunftsweisende
Alternative im Kampf gegen ausléndische Konkurrenten wie Google oder Facebook
darstellten. Entsprechend unterbreitete er den anderen Schweizer
Medienunternehmen mehrere Angebote fur eine verstarkte Zusammenarbeit. Der
Verband Schweizer Medien zeigte sich in der Folge bereit zu entsprechenden
Gesprachen, jedoch nur, wenn die SRG wahrend dieser Gesprache auf die Umsetzung
des Joint Ventures verzichte. Der Verband reichte zudem eine Klage beim
Bundesverwaltungsgericht ein, um Einblick in die Vertrage der Werbeallianz zu erhalten.
Uberdies bildeten Zeitungen, Privatsender und Netzanbieter kurze Zeit spater ein loses
Blndnis, das sich fur eine wettbewerbsfreundliche, féderalistische Medienpolitik
einsetzen sollte und folglich eine Beschréankung der Werbemaoglichkeit der SRG zum
Schutz der privaten und lokalen Medien forderte.

Dennoch erteilte Bundesratin Leuthard in einer Verfligung des UVEK der SRG die
Erlaubnis, sich am Joint Venture zu beteiligen. Zielgruppengenaue Werbespots bleiben
der SRG gemass einer zweiten Verfugung des BAKOM jedoch verboten, da dies eine
Vermehrung der SRG-Programme darstelle und somit konzessionspflichtig sei. Die SRG
misse daher einen Antrag auf Anderung der Konzession einreichen. Die
Medienministerin wies zudem auf die geschaftlichen Risiken hin, welche durch diese
Werbeplattform auf die SRG zukommen kénnten. Durch die Verbreitung der Werbung
Uber Leitungen von Dritten kdénnten diese womoglich zusétzliche Kosten geltend
machen. Des Weiteren hielt das UVEK die Verbote fir die SRG, regionale Werbung oder
Online-Werbung zu machen, aufrecht. Schliesslich muss die SRG das UVEK halbjahrlich
Uber ihre Tatigkeiten informieren, so dass Letzteres bei allfélligen Einschrankungen des
Spielraums der privaten Anbieter reagieren kénnte. Der Entscheid stiess auf grossen
Unmut, vor allem beim Verband Schweizer Medien. Doch auch politische Kritik folgte
umgehend: So forderte zum Beispiel Gregor Rutz (svp, ZH), dass der Bundesrat
bezuglich der Konzession keine Tatsachen schaffen solle, bevor das Parlament die
entsprechenden Diskussionen gefuihrt habe. Im Parlament folgten verschiedene
Vorstdsse, mit denen neue Regeln fur Kooperationen der SRG geschaffen werden sollen
(Pa.lv. Vonlanthen (cvp, FR, 16.410), pa.lv. Hiltpold (fdp, GE)).

Auf diese Kritik reagierten die SRG, Swisscom und Ringier mit der Veréffentlichung
einer Selbstverpflichtung, deren zehn Grundsatze mindestens bis finf Jahre nach
Markteintritt glltig sein sollen. So sei die Werbeallianz offen fir alle; alle Anbieter
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journalistischer Produkte kénnten sich als Kunden, jedoch nicht als Aktionare, an der
Werbeplattform beteiligen. Dadurch soll die Gleichbehandlung aller Anbieter von
Werbeleistungen gewéhrleistet werden. In der Werbeallianz sei der Datenschutz sehr
wichtig, die Betroffenen sollen selbst Uber ihre Daten bestimmen kénnen. Die SRG
werde keine regionale Werbung ausstrahlen und sich selbst beim UVEK melden, wenn
die Einnahmen aus der zielgerichteten Werbung einen Betrag von CHF 30 Mio.
Uberstiegen. Ein Branchenanlass soll zudem zum Wissenstransfer beitragen. Dennoch
gelangte der Verband Schweizer Medien zusammen mit verschiedenen anderen
Unternehmen mit einer Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Einerseits
wurde beanstandet, dass beim Entscheid des UVEK Artikel 29 des RTVG, wonach nicht
konzessionierte  Tatigkeiten der SRG  den  Entfaltungsspielraum  anderer
Medienunternehmen nicht einschranken durfen, durch die Werbeallianz verletzt werde.
Andererseits seien die privaten Medien im Verfahren nicht als Partei zugelassen
worden, wodurch ihnen auch die Akteneinsicht verwehrt blieb. Da sie direkt betroffene
Konkurrenzbetriebe seien, mussten sie aber als Partei anerkannt werden. Auch am
Entscheid der WEKO wurde Kritik laut, da die Beurteilung des Joint Ventures unublich
verlaufen sei. Das Sekretariat der WEKO hatte der entscheidenden Kommission
beantragt, das Projekt zu untersagen oder unter Auflagen zu bewilligen. Die Kommission
entschied sich jedoch gegen beide Vorschldge und genehmigte das Projekt ohne
Auflagen. Dieses unubliche Vorgehen zusammen mit einer ebenfalls nicht Ublichen
Definition des relevanten Marktes liessen den Verdacht aufkommen, dass verschiedene
Kreise Einfluss auf die Entscheidung der WEKO genommen haben kénnten. Im
Gegenzug erstattete die WEKO Anzeige wegen Amtsgeheimnisverletzung bei der
Bundesanwaltschaft, da Details aus geheimen Entscheiddiskussionen an die
Offentlichkeit gelangt waren.

Am 4. April 2016 nahm die Werbeplattform, die unterdessen den Namen ,Admeira™
erhalten hatte, ihren Betrieb auf. Sie umfasst 280 Mitarbeitende und vereinigt die
Werbeplatze der SRG-Sender, der Medienerzeugnisse von Ringier und von Axel Springer
Schweiz sowie der Swisscom-Plattformen. Mit ihrem Betriebsstart trotz héangiger
Beschwerde ging die Admeira jedoch ein rechtliches Risiko ein, zumal die
Beschwerdeflhrer eine aufschiebende Wirkung des Prozesses verlangt hatten. Obwohl
das Bundesverwaltungsgericht diesen Antrag abgelehnt hatte, blieb unklar, ob die
Admeira im Anschluss an den inhaltlichen Entscheid des Gerichts ihre Téatigkeit wirde
sistieren mussen. Im Oktober 2016 hiess das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde
des Verbandes Schweizer Medien, der Tamedia, der AZ Medien, von 3+ und Pro Sieben
gut, weil sie vom UVEK nicht als Partei anerkannt worden waren. Lediglich die
Beschwerde von Goldbach Medien wurde abgelehnt, da die Unternehmung nicht
publizistisch tatig sei. Somit muss das UVEK erneut prifen, ob die Teilnahme der SRG
an Admeira gesetzeskonform ist. Zwar koénnte es das Urteil ans Bundesgericht
weiterziehen, dies wirde jedoch das Verfahren weiter in die Lange ziehen und somit
die Rechtssicherheit fir Admeira weiter verzégern. Von einer solchen wirde aber die
SRG profitieren, zumal sie fir eine zielgruppenspezifische Werbung eine
Konzessionsanderung beantragen musste. *

Eine breit abgestutzte Motion Rutz (svp, ZH) will die Benutzung des Medienzentrums
Bundeshaus auch Interessengruppen ermoglichen. Das geltende Reglement erlaubt
Parlamentarierinnen und Parlamentariern die Benutzung der dortigen Rdume - etwa
zum Abhalten einer Medienkonferenz - ausschliesslich dann, wenn sie im Namen von
Parteien oder politischen Komitees sprechen. Nicht gewahrt wird ihnen der Zugang, um
ihrer Funktion als Vertreterin oder Vertreter von Interessenorganisationen zu walten.
Nationalrat Rutz berief sich bei der Begriindung seiner Motion auf die Wichtigkeit eines
breit  ausgelegten politischen Diskurses  sowie  die Bedeutung  von
Interessenorganisationen in der direkten Demokratie. Der Bundesrat ausserte sich
ablehnend zum Ansinnen und brachte dabei die geringen réaumlichen und personellen
Kapazitdten an, die nur einen eingeschrankten Nutzerkreis zuliessen. Als Alternative
verwies er auf die Raumlichkeiten des Kafigturms, die sich ja in unmittelbarer Nahe des
Medienzentrums und des Bundeshauses befanden. Anderer Ansicht war der Nationalrat
in der Herbstsession 2016 und unterstitzte die Motion mit 105 zu 74 Stimmen bei 10
Enthaltungen. Dem Anliegen Uberwiegend ablehnend gegenlber standen dabei die
Fraktionen der SP, CVP, BDP und FDP, wahrend die Grunen und die SVP geschlossen zu
dessen Gunsten votierten. #
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Auch im Jahr 2017 riss die Kritik an der Admeira nicht ab. Im April 2017 begann die
Swisscom, anonymisierte Werbedaten fur zielgruppenbasierte Werbung an die Admeira
weiterzuleiten. Zuvor hatte sie ihre Festnetzkunden auf eine aktualisierte
Datenschutzerklarung hingewiesen, die unter anderem beinhaltete, dass die Kunden bei
der Datenweitergabe Widerspruch einlegen kdénnen. Das Ausbleiben einer expliziten
Reaktion durch den Kunden verstand die Swisscom dabei als implizite Zustimmung zu
den aktualisierten Bestimmungen (Opt-Out). Dieses Vorgehen stiess jedoch im
Parlament auf Widerstand: Im Mai 2017 reichten Manfred Buhler (svp, BE, Ip. 17.3185),
Fabio Regazzi (cvp, TI, Ip. 17.3190) und Kathy Riklin (cvp, ZH, A. 17.1013) Interpellationen
und Anfragen ein, mit denen sie vom Bundesrat Erklarungen zum Vorgehen der
Swisscom forderten. Darin kritisierten sie insbesondere, dass bei einer
stillschweigenden Annahme der Datenschutzerklarung die Gefahr bestehe, dass
Personen unbewusst zustimmten, zum Beispiel weil sie das Kleingedruckte nicht
gelesen hatten. Der Bundesrat lehnte aber eine Deutungshoheit Uber die Zulassigkeit
dieses Opt-Out-Prinzips ab und verwies auf die Zustandigkeit der Zivilgerichte sowie
auf die unternehmerische Autonomie der Swisscom.

Sorgen machten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier insbesondere auch
wegen der starken Marktposition der SRG, die sich durch ihre Beteiligung an der
Admeira noch zu verstarken drohe. Die KVF-SR forderte vom Bundesrat in einer Motion
(Mo. 17.3355), sicherzustellen, dass die Kooperationen der SRG der Angebots- und
Meinungsvielfalt zugute kédmen und interessierte Partner diskriminierungslos in die
Reihen der Aktiondre aufgenommen wirden. Die KVF-SR hatte die Motion
ausgearbeitet, nachdem der Nationalrat im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
von Gregor Rutz (svp, ZH, Pa.lv. 15.495) angenommen hatte, welche eine Beschrankung
der nichtkonzessionierten Tatigkeiten der SRG auf volkswirtschaftlich zwingende und
nicht bereits durch private Anbieter abgedeckte Bereiche forderte. Ahnliche Anliegen
hatten 2016 bereits Hugues Hiltpold (fdp, GE, pa.lv. 16.422) und Beat Vonlanthen (cvp,
FR, pa. IV. 16.410) mittels parlamentarischer Initiativen vertreten. Auch Corina
Eichenberger-Walther (fdp, AG) forderte in einer Interpellation (Ip. 17.3807) Auskunft
dartber, welche rechtlichen Moglichkeiten bestinden, die SRG zu einem
diskriminierungsfreien Zugang flur die privaten Medien zu verpflichten. In ihrer
Interpellation fragte sie auch nach den durch ihre Teilnahme an der Admeira
entstehenden finanziellen Risiken fur die SRG - ein Thema, das auch eine Anfrage von
Daniela Schneeberger (fdp, BL) aufnahm (A. 17.5300).

Die Verlage teilten die Sorgen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier bezlglich
der Stellung der SRG aufgrund von Admeira. Im September 2017 forderten Pietro Supino
und Peter Wanner als Verleger der Tamedia, respektive der AZ-Medien, eine
Aufspaltung der Admeira in zwei separate Gesellschaften: in ein Unternehmen fur
Datenmanagement und eines fur den Verkauf von Werbung. Die Vermischung der
beiden Bereiche sei .keine saubere Losung®, weil ein Grossteil der Daten - gemass
Wanner ,das Gold von heute™ - von der staatlich kontrollierten Swisscom stamme. Notig
sei stattdessen eine offene, diskriminierungsfreie Branchenldsung, erklarte Tamedia-
Sprecher Christoph Zimmer. Eine fur alle vollstandig offene Datenplattform sei aus
Datenschutzgriinden nicht maoglich, konterte Admeira-Sprecherin Romi Hofer. Da alle
Verlage ihre Inserate Uber Admeira verkaufen und Aktionare werden kénnten, verfligten
Swisscom, Ringier und die SRG auch nicht Uber einen ungerechtfertigten
Wettbewerbsvorteil.

Ende August 2017 gab Admeira bekannt, dass sie ein Tochterunternehmen mit dem
Namen Adtelier gegrindet habe. Dieses soll Sonderwerbeformen wie Native Advertising,
Storytelling und Content Marketing, also dhnliche Werbeformen wie Publireportagen,
die wie redaktionelle Produkte aussehen, produzieren. Diesbezlglich wollte Karl Vogler
(csp, OW, Ip. 17.3899) mittels einer Interpellation vom Bundesrat wissen, ob die Nutzung
solcher Sonderwerbeformen wirklich noch dem Service Public-Auftrag der SRG
entspreche. Dieser erwiderte, dass die Beteiligung an Admeira ausserhalb des Service
Public-Auftrags liege, die SRG keine GebUlhrengelder daflr nutze und dies
entsprechend ein unternehmerischer Entscheid der SRG sei.

Ende Oktober 2017 schickte das UVEK schliesslich einen Revisionsentwurf der Radio-
und Fernsehverordnung (RTVV) in die Vernehmlassung, geméass dem der SRG und den
privaten Anbietern mit Konzession zielgruppenspezifische Werbung in ihren
konzessionierten Programmen unter Auflagen erlaubt sein soll. Dies stiess beim
Verlegerverband auf Unverstandnis. Durch diese Starkung der Admeira werde das Gebot
auf Rucksichtnahme auf die privaten Medien ausgehdhlt, erklarte der Geschaftsfihrer
des Verbands Schweizer Medien, Andreas Hauptli. **
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Auf Anraten seiner beinahe einstimmigen SPK versenkte der Standerat in der
Mérzsession 2017 eine Motion Rutz (svp, ZH), die im Vorjahr im Nationalrat noch auf
Uberwiegenden Zuspruch gestossen war. Die Benutzung des Medienzentrums
Bundeshaus wird somit auch in Zukunft nur den eidgendssischen Behdrden offen
stehen. Dies schliesst die Nutzung der Raumlichkeiten durch Interessengruppen aus,
auch wenn diese durch Mitglieder des National- oder Standerates vertreten werden.
Bei ihren Uberlegungen betonte die stidnderatliche Kommission zum einen die
institutionelle Funktion des Medienzentrums, resp. die Information der Offentlichkeit
durch die Bundesbehoérden, brachte zum anderen aber auch Kapazitatsbedenken zum
Ausdruck. **

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Parteien

Privatrechtliche Organisationen, die in erster Linie politische Ziele verfolgen, sollen
sich auch in Zukunft durch Mitgliederbeitrage und Spenden - und nicht durch
staatliche finanzielle Hilfe - finanzieren, forderte Gregor Rutz (svp, ZH) mittels
parlamentarischer Initiative. Er storte sich daran, dass Vereinigungen mit politischen
Zielsetzungen im Bereich der ausserschulischen Jugendarbeit Finanzhilfen erhielten.
Solche seien fur Parteien, Verbande, aber auch Gewerkschaften als privatrechtliche
Vereine nicht vorgesehen, da die direkte Demokratie der Schweiz keine
Parteienfinanzierung kenne. Sdmtliche Vorschlage flr eine Verankerung eines solchen
Grundsatzes in der Bundesverfassung seien bis jetzt gescheitert.

Im Oktober 2016 prifte die SPK-NR die parlamentarische Initiative und beantragte mit
14 zu 11 Stimmen, ihr Folge zu geben. |hre Schwesterkommission verweigerte der
Initiative jedoch im Februar 2017 mit 7 zu 3 Stimmen die Zustimmung, worauf sich die
SPK-NR ein Jahr spater mit 13 zu 12 Stimmen entschied, an der parlamentarischen
Initiative festzuhalten. Die Argumente von Gregor Rutz erganzte die Kommission durch
den Hinweis, dass es «nicht konsequent [seil, wenn zwar fir Organisationen mit
politischer Zielsetzung Finanzhilfen gesprochen werden, aber geméass vom
Bundesverwaltungsgericht sanktionierter Praxis des BSV nicht fur Organisationen, bei
welchen die Glaubensvermittlung im Zentrum steht>.

Das Geschaft wurde dann im Februar 2018 im Nationalrat behandelt. Im Rahmen der
Debatte verteidigte Beat Flach (glp, AG) die bisherige Praxis: Ein Ziel des Gesetzes sei
es, die politische Partizipation von Kindern und Jugendlichen zu férdern. Nach Flach
sei es zudem schwierig zwischen Foérderung der Partizipation und Verfolgung
politischer Ziele zu unterscheiden. Entsprechend schwierig sei auch die Umsetzung der
parlamentarischen Initiative. Dennoch gab der Nationalrat dem Anliegen mit 92 zu 88
Stimmen (bei 1 Enthaltung) Folge.

Im August 2018 beschaftigte sich die SPK-SR zum zweiten Mal mit der Initiative und
beantragte erneut, auf Folgegeben zu verzichten. Begrindet wurde die Entscheidung
mit dem Argument, dass Jungparteien im Interesse der Demokratie «mit wenig Geld viel
wertvolle Arbeit im Bereich politischer Bildung und Motivierung von Jugendlichen»
leisteten. Fir diese Tatigkeiten sollten sie deshalb weiterhin wie andere
Jugendorganisationen beim Bund Unterstitzung beantragen koénnen. In der
Herbstsession 2018 behandelte schliesslich der Stédnderat die Initiative und entschied
sich mit 32 zu 5 Stimmen, der Initiative keine Folge zu geben. Das Geschaft war damit
erledigt. *°
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Grosse Parteien

Die Affdre Zuppiger - Bruno Zuppiger war als aussichtsreicher Bundesratskandidat der
SVP 2011 von der Weltwoche schwer belastet worden, bei der Verteilung eines
Nachlasses betrogen zu haben, und musste in der Folge von der Kandidatur fur die
Regierung Abstand nehmen - hatte ein juristisches und ein politisches Nachspiel.
Nachdem gegen den SVP-Politiker ein Strafverfahren wegen ungetreuer
Geschaftsbesorgung und Veruntreuung eréffnet worden war, trat Zuppiger nach langem
Z6gern und auf Druck der Partei zu Beginn der Herbstsession Mitte September zurlck.
FUr Zuppiger rickte Gregor Rutz (ZH) nach. Anfang Oktober wurde gegen Zuppiger und
einen seiner ehemaligen Mitarbeiter Anklage wegen Veruntreuung erhoben.

Als Indiz fur eine sich aufweichende innerparteiliche Koharenz und die starker
werdende Kritik kénnen auch die abweichenden Parolen der Kantonalsektionen bei den
zwolf im Berichtjahr abgestimmten nationalen Vorlagen gelten. Finf Mal wich
mindestens eine kantonale Partei mit ihnrer Empfehlung von der Parole der Mutterpartei
ab. Beim Tierseuchengesetz waren es sogar sieben Kantonalsektionen (ZH, BE, BL, TG,
VD, VS, GE) welche ein Ja statt des von der Delegiertenversammlung Ende Oktober mit
250 zu 89 Stimmen gefassten Neins empfahlen. Zuletzt hatte es 2003 so starke
parteiinterne Opposition gegeben: beim Bundesgesetz Uber den Bevolkerungsschutz
und den Zivilschutz sowie beim Bundesgesetz zur Armee XXI stimmten gar zwolf
Kantonalsektionen gegen die vom damaligen VBS-Chef Samuel Schmid durchgefihrten
Armeereformen. Bei der Revision des Tierseuchengesetzes hatte sich die SVP-Fraktion
im Parlament eigentlich noch flir eine Annahme stark gemacht. Der angebliche
Zentralismus, der die Bauern entmilndige und die Skepsis gegen die von der EU
angeflhrten internationalen Pharmafirmen fihrte an der Delegiertenversammlung in
Seedorf (UR) Ende Oktober aber dann zu einem relativ wuchtigen Nein, das auch die
aufgeheizte Stimmung an der Basis widerspiegelte. Ebenfalls vor allem an der Basis
umstritten und von drei Kantonalsektionen (UR, GL, VS) mit einer Ja- statt einer Nein-
Parole versehen war die Managed Care-Vorlage. Auch hier hatte die SVP-Fraktion zu
den BeflUrworterinnen im Parlament gehort, aber auch hier gab es Anfang Mai an der
Delegiertenversammlung in Klingnau eine mit 368 zu 52 Stimmen relativ deutliche
Abfuhr. Erschwerend kam hinzu, dass der SVP-Gesundheitsexperte Toni Bortoluzzi (ZH)
gegen Gregor Rutz (ZH) antreten musste, welcher seinerseits das Gegnerkomitee
organisierte. Bortoluzzi fuhrte das Nein in Klingnau auf das wachsende Misstrauen in
seiner Partei gegeniber dem Gesundheitswesen zurlick. Folge der internen
Auseinandersetzung war, dass Bortoluzzi seine urspringlich angeklindigte Absicht, vor
Legislaturende zurlckzutreten und dem ersten Ersatzmann - Gregor Rutz - Platz zu
machen, widerrief. Die SVP war allerdings nicht die einzige Partei, die wahrend der
Kampagne zu Managed Care kippte. Von immerhin noch zwei Kantonalsektionen (ZG,
TG) bekéampft wurde der Bundesbeschluss zur Regelung der Geldspiele, der Ende
Januar vom Zentralvorstand zur Annahme empfohlen worden war. Je eine
Kantonalsektion wich ab beim Bundesbeschluss zur Jugendmusikférderung (VS) bzw.
bei der Initiative fur ein steuerlich beglnstigtes Bausparen (ZG). Erstere war von der
Mutterpartei an der Delegiertenversammlung Ende August in Basel zur Ablehnung,
zweitere im Januar vom Zentralvorstand zur Annahme empfohlen worden. Die
restlichen Vorlagen waren - auch was die fehlenden Abweichungen in der
Parolenfassung durch die Kantonalsektionen betraf - unbestritten. In Berg (TG) wurde
die Buchpreisbindung mit 342 zu 88 Stimmen und die Ferieninitiative mit einer
Gegenstimme abgelehnt. In Klingnau wurde - neben Managed Care - mit 486 zu O
einstimmige Unterstltzung fur die Auns-Initiative (,Staatsvertrége vors Volk™) und mit
415 zu 15 Stimmen die Annahme der Initiative ,Eigene vier Wande dank Bausparen™
empfohlen. In Basel wurde Ende August die Nein-Parole zur Initiative ,Schutz vor
Passivrauchen™ (284 zu 25 Stimmen) und die Ja-Parole zur Initiative ,Wohnen im Alter®
(289 zu 6 Stimmen) gefasst. ¥/

Mindestens in der Presse wurde diskutiert, ob die SVP ein Altersproblem habe. Ein
Ende September erschienener Bericht behauptete, die Ziurcher Kantonalpartei mache
Druck auf éltere Nationalréte, ihren Sitz vorzeitig fir Thomas Matter (ZH) zu réumen, der
den zweiten Ersatzplatz auf der SVP-Liste hielt. Bereits 2012 war es diesbezlglich zu
parteiinternen Auseinandersetzungen gekommen, weil Toni Bortoluzzi seinen Sitz auch
deshalb nicht rdumen wollte, weil sich sein potentieller Nachfolger Gregor Rutz gegen
die Managed Care-Vorlage eingesetzt hatte, fir die Bortoluzzi weibelte. Rutz riickte
schliesslich fur den geschassten Bruno Zuppiger nach. Ein zweiter Zurcher Nationalrat
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im Pensionsalter - Hans Kaufmann - hegte zwar Ricktrittsgedanken, allerdings stand
Matter noch der erste Ersatzkandidat Ernst Schibli - ebenfalls bereits 61-jahrig - vor
der Sonne. Schibli hatte frih angekindigt, im Falle eines Rucktrittes nicht zugunsten
von Matter verzichten zu wollen. Ende Jahr dachte ein Teil der Zircher SVP Uber die
Méglichkeit einer SVP-Seniorenliste fir die Wahlen 2015 nach. “°

Als Erfolg verbuchte die SVP auch die Annahme der Padophileninitiative. Diese war zwar
ursprunglich von Christine Bussat, der Prasidentin von Marche Blanche, eingereicht
worden, in der Offentlichkeit trat aber vor allem Natalie Rickli (svp, ZH) als vehemente
Verfechterin des Anliegens auf, sekundiert von Gregor Rutz (svp, ZH) und Oskar
Freysinger (svp, VS). Die drei sassen allerdings nicht im Initiativkomitee, sondern im
medial vor allem im Rampenlicht stehenden Pro-Komitee, das erst spater durch
verschiedene Parlamentsmitglieder gegriindet worden war. Bussat entschied sich Mitte
August, der BDP Waadt beizutreten und ev. flur die eidgendssischen Wahlen 2015
anzutreten. Sie sei zwar mit der SVP in vielen Punkten einig, die Volkspartei zeige aber
vor allem in der Romandie homophobe Tendenzen, und rassistische Ideen gingen ihr
gegen den Strich. Der Eintritt in die BDP veréargerte vor allem Oskar Freysinger, der sich
sehr enttauscht zeigte und den Entscheid als "stillos" bezeichnete. *

Die Jungparteien waren 2015 verschiedentlich Gegenstand medialer Berichterstattung.
Mitte April rechnete die «Schweiz am Wochenende>» vor, wie hoch die Subventionen fur
die funf grossten Jungparteien sind, die diese auf der Basis des Kinder- und
Jugendforderungsgesetzes vom Staat erhalten. Da die Jungparteien das politische
Engagement Jugendlicher fordern, erfullen sie die Bedingungen fur staatliche
finanzielle Unterstitzung. So wurden im Jahr 2014 laut der Zeitung von der Juso
beantragte CHF 88'496 bewilligt. Die Junge SVP erhielt CHF 64'354, die
Jungfreisinnigen CHF 52'200, die Junge CVP CHF 51'916 und die Jungen Grinen CHF
23'671. Die Unterschiede erklaren sich laut «Blick» durch die Mitgliederzahl, aber etwa
auch durch die Erfullung von Gleichstellungskriterien. Ein Punkt, den die Prasidenten
der JSVP und der Jungfreisinnigen, Anian Liebrand (LU, svp) und Maurus Zeier (LU, fdp),
in der Zeitung als vom Staat geforderte «linke Politik» kritisierten. Sie seien eigentlich
gegen staatliche Parteienfinanzierung, wurden die Subventionen aber deshalb
beziehen, weil sonst die Juso die ganze Summe erhalten wirde. In der Folge nahm
Gregor Rutz (svp, ZH) den Ball auf und reichte eine parlamentarische Initiative ein, mit
der er samtliche Subventionen durch den Staat an politische Organisationen verbieten
wollte. Dies rief wiederum den Prasidenten der Juso, Fabian Molina (ZH, sp), sowie den
Co-Prasidenten der Jungen Grinen, Andreas Lustenberger (ZG, gp), auf den Plan: Die
rechten Jungparteien kénnten dank ihres Firmensponsorings leicht auf staatliche Hilfe
verzichten; dies sei auf der linken Seite aber nicht méglich. Das Geld des Bundes sei
«eine symbolische Abgeltung» fur die Arbeit der Jungparteien, die Jugendliche in die
Gesellschaft integrierten. 5°
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